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Verhandlungsschrift 
 

über die  

öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde Ternberg 
 

am Donnerstag, den 13.06.2019 , 
 im Sitzungssaal der Marktgemeinde Ternberg 

Beginn:  19:00 Ende: 20:55 

Anwesende 
 
1. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ   
2. GR Ilse Großmann SPÖ   
3. GV Günther Steindler SPÖ   
4. GR Heide Infanger SPÖ   
5. GR Michael Eibenberger SPÖ   
6. GV Markus Kern SPÖ   
7. Vbgm Jürgen Felberbauer ÖVP   
8. GV Ferdinand Großwindhager ÖVP   
9. GV Elisabeth Putz ÖVP   
10. GR Franz Wasserbauer ÖVP   
11. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP   
12. GR Edith Gehring ÖVP   
13. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP   
14. GR Johannes Großalber ÖVP   
15. GR Georg Moser ÖVP   
16. GR Reinhold Aigner ÖVP   
17. GV Edgar Blasl FPÖ   
18. GR DI (FH) Christina Stögmann FPÖ   
19. GR Gerlind Richter FPÖ   
20. GR Johannes Altrichter GRÜNE   
21. EGR Franz Eibenberger SPÖ Vertretung für GR Karl-Heinz 

Wimmer  
22. EGR Reinhold Gsöllpointner SPÖ Vertretung für GR Johann Ha-

ger  
23. EGR Regina Sergl SPÖ Vertretung für GR Ingrid Ma-

erkinger  
24. EGR Hildegard Kleinhagauer SPÖ Vertretung für GR Johann 

Breinesberger  
25. EGR Dino Karger ÖVP Vertretung für GR DI(FH) Bir-

git Templ  
26. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth  Leiter des Gemeindeamtes, gleichzeitig 

Schriftführer 
 
 

Abwesende 
 
27. GR Karl-Heinz Wimmer SPÖ entsch. am 03.06.2019 privat 

verhindert  
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28. GR Johann Hager SPÖ entsch. am 03.06.2019 wegen 
Urlaub verhindert  

29. GR Johann Breinesberger SPÖ entsch. am 03.06.2019 krank-
heitshalber verhindert  

30. GR Ingrid Maerkinger SPÖ entsch. am 03.06.2019 wegen 
Urlaub verhindert  

31. GR DI(FH) Birgit Templ ÖVP entsch. am 04.06.2019 privat 
verhindert  

32. EGR Carina Hager SPÖ entsch. am 04.06.2019 beruf-
lich verhindert  

33. EGR David Infanger SPÖ entsch. am 04.06.2019 
dienstlich verhindert  

34. EGR Roland Stiebllehner SPÖ entsch. am 06.06.2019 beruf-
lich verhindert  

35. EGR Roland Breinesberger SPÖ entsch. am 06.06.2019 privat 
verhindert  

36. EGR Manfred Kammerhuber ÖVP entsch. am 05.06.2019 
dienstlich verhindert  

37. EGR Josef Schwaiger ÖVP entsch. am 05.06.2019 privat 
verhindert  

38. EGR MMag.phil. Katharina Werner Bakk.phil ÖVP entsch. am 07.06.2019 beruf-
lich verhindert  

 
Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 
 
b) die Verständigung hierzu an alle Mitglieder zeitgerecht in der Form erfolgt ist, indem der 

Sitzungsplan für alle im Jahre 2019 geplanten Gemeindevorstands- und Gemeinderatssit-
zungen am 13. Dezember 2018 nachweislich zugestellt wurde.  
Die Tagesordnung wurde am 04. Juni 2019  per e-mail ausgesandt; die Abhaltung der 
Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel wurde am gleichen Tage öffentlich kundgemacht; 

 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 21. März 2019  bis zur heutigen Sitzung 

zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen:  
 
Von Bgm Steindler  wurde folgender Dringlichkeitsantrag eingebracht: 
 
Gegenstand: 
Querungshilfe B 115 Ternberg Süd - Ermächtigung des Bürgermeisters zur Vornahme 
der Grundeinlösen  
 
Inhalt und Begründung der Dringlichkeit: 
Die Grundeinlöseverhandlung zum Projekt B115 fand am 11. Juni 2019 stat. Im Zuge dieser 
Verhandlung hat sich die Notwendigkeit der Regelung der Grundeinlösen ergeben. Da die 
Einladung und die Tagesordnung für die Sitzung bereits ausgesandt waren und diese Angele-
genheit jedoch so rasch als möglich beschlossen werden soll, wurde ein Dringlichkeitsantrag 
vorbereitet. 
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Der Vorsitzende stellt fest, dass zunächst nur über die Zuerkennung der Dringlichkeit und da-
mit über die Aufnahme in die Tagesordnung abzustimmen ist. Eine sachliche Diskussion zum 
Punkt ist daher nicht vorgesehen. 
 
Bgm Steindler stellt den Antrag, dem Punkt „Querungshilfe B 115 Ternberg Süd - Er-
mächtigung des Bürgermeisters zur Vornahme der Grundeinlösen“ die Dringlichkeit zu-
zuerkennen. 
Der Antrag wird  einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird unter dem Punkt Allfälliges behandelt. 
 

 

TAGESORDNUNG 

 1 .  Prüfbericht zur Prüfungsausschusssitzung vom 23.05.2019 
  

 2 .  Prüfbericht zur Prüfungsausschusssitzung vom 06.06.2019 
  

 3 .  Dienstnehmervertreter im Personalbeirat - Neubestellung 
  

 4 .  Kanalbau BA 17 - Gewährung eines Landesdarlehens, Beschluss des Schuldschei-
nes 

  
 5 .  Postamtsgebäude Ternberg - Verlängerung Mietvertrag Großauer Johann 

  
 6 .  Wanderwegumlegung - Bereich Zeilermayr; Gestattungsvertrag 

  
 7 .  Weymayer Helmut - Abschluss Gestattungsverträge und Auflassung Öffentliches 

Gut 
  

 8 .  Jägerweg/Forsthubstraße - Lärm- und Sichtschutz 
  

 9 .  Klimabündnis - Beitritt zum Bodenbündnis, Beschlussfassung 
  
 10 .  Bebauungsplan Nr. 14 Änderung Nr. 1 "Herndleck" - Teilaufhebung des Bebauungs-

planes Nr. 14 
  
 11 .  Bebauungsplanänderung Nr. 39.11 - Anpassung der Legende (Einfriedung, Stütz-

mauern und Sockelhöhen) 
  
 12 .  Bebauungsplanänderung Nr. 56.1 "Schaupp IV" - Kahlhofer/Buchberger; Ansuchen 

vom 08.04.2019 
  
 13 .  Bebauungsplan-Neuerstellung Nr. 60 "Herndleck" bei gleichzeitiger Teilaufhebung 

des Bebauungsplanes Nr. 14 
  
 14 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.24 und Änderung des örtlichen Entwicklungs-

konzeptes Nr. 1.9 "Sergl Regina" - Ansuchen vom 28.05.2019 
  
 15 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.53 (Zweitwohnungsgebiete) - Öffentliche 

Planauflage; Behandlung der eingelangten Stellungnahmen 
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 16 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.59 "Sparr" - Information, Einstellung des Ge-
nehmigungsverfahrens 

  
 17 .  Gemeindestraße Bahnhofweg - Katasterschlussvermessung gem. §§ 15 Lieg TG 

  
 18 .  Güterweg Bäckengraben "Laimer" - Katasterschlussvermessung gem. §§ 15 Lieg. 

TG 
  
 19 .  Allfälliges 

  
 19.1 

.  
Querungshilfe B 115 Ternberg Süd - Ermächtigung des Bürgermeisters zur Vor-
nahme der Grundeinlösen 

  

 

1.Prüfbericht zur Prüfungsausschusssitzung vom 23.05.2019 
 
Sachverhalt: 
 

B E R I C H T 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Ternberg 
am 23.05.2019 durch den Prüfungsausschuss gemäß § 91 der O.ö. Gemeindeordnung 

1990. 
 

Anwesende 
1. GR Johannes Altrichter GRÜNE   
2. GR DI (FH) Christina Stögmann FPÖ   
3. EGR Dino Karger ÖVP   
4. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP   
5. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP   
6. GR Karl-Heinz Wimmer SPÖ   
7. EGR Reinhold Gsöllpointner SPÖ Vertretung für EGR Franz Ei-

benberger  
8. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth  Leiter des Gemeindeamtes 
9. Ursula Aigner  Schriftführerin 

 
 

Abwesende 
 
10. EGR Franz Eibenberger SPÖ gesundheitlich verhindert  

 
 

Beginn der Prüfung:  18:30 Uhr 

Ende der Prüfung: 19:45 Uhr 

Letzte Prüfung: Die letzte Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus-
schuss hat am 12.03.2019 stattgefunden. 
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TAGESORDNUNG 

 1 .  Winterdienst 2018/2019 
  

 2 .  Status Versicherungen 
  

 3 .  Status Baufertigstellungen 
  

 4 .  Allfälliges 
  

 
 
1.Winterdienst 2018/2019 
 
Dem Prüfungsausschuss wurde eine Übersicht des Winterdienstes 2018/2019 sowie ein Kos-
tenvergleich der letzten Jahre vorgelegt.  
Die Kosten haben sich im Vergleich zu der Periode 2017/2018 um ca. 11 % (+ 28.892,36) 
erhöht.  
Grund dafür sind einerseits die Schneemengen im Jänner, andererseits aus Ansicht des Prü-
fungsausschusses die unzureichende Ausrüstung der Dienstleister. Einige Punkte müssen op-
timiert werden. Diesbezüglich wird es demnächst eine Winterdienstbesprechung geben. Eine 
Liste der div. offenen Fragen wird von AL Hochmuth ausgearbeitet und in der Besprechung 
mit den Dienstleistern abgeklärt (Bei einem Dienstleister sind ähnliche Tendenzen zu erken-
nen wie beim alten Dienstleister).  
Die Mehrkosten von Streusalz resultieren aus der Tatsache, dass der Maschinenring im Be-
reich Elsigan und Himmelfreundpointner Salzdepots mit Bigpacks eingerichtet hat, um sich die 
Wegstrecke zum Salzdepotsilo im Bauhof zu ersparen, um Stunden bei der Räumung zu re-
duzieren. 
Die Dienstleister sollen wiederrum angehalten werden Salz einzusparen.  
Obmann Altrichter regt an eine eigene Position für einen Einkauf zu installieren. 
GR Hollnbuchner möchte eine Aufstellung der Witterungsbedingungen des Zeitraumes der 
Schneeräumung, damit man nachvollziehen kann, ob die Notwendigkeit des Winterdienstes 
berechtigt war. AL Hochmuth berichtet, dass die Gemeindearbeiter solche Aufzeichnungen 
machen und es kein Problem darstellt, alle Dienstleister anzuweisen, diese bei den Stunden-
aufzeichnungen zu ergänzen. AL Hochmuth wird die Info an den Prüfungsausschuss weiter-
leiten um für 2019/2020 einen besseren Vergleich zu haben. 
Gesamtübersicht 
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Kurzzusammenfassung Material 

 Winterdienst 
2017/2018 

Winterdienst 
2018/2019 

Veränderung 

Streusalz Preis je 
Tonne (Euro) 

108,85 130,11 + 21,26 

Streusalz Verbrauch  
(Tonne) 

161,44 167,68 + 6,24 

Gemeindestraßen  36,17 44,13 + 7,96 

Güterweg  125,27 123,55 -1,72 

    

Streusplitt Verbrauch 
(Tonne) 

474,66 538,60 + 63,94 

Streusplitt Preis je 
Tonne (Euro) 

18,48 20,26 + 1,78 

Gemeindestraßen 65,80 147,86 + 82,06 

Güterweg 408,86 390,74 + 18,12 

Gesamtkosten 26.344,49 32.726,36 + 6.381,87 

 
Kurzzusammenfassung Räumdienst 

 Winterdienst 
2017/2018 

Winterdienst 
2018/2019 

Veränderung 

 216,840,80 239.351,30 + 22 510,50 
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2.Status Versicherungen 
 
Eine Übersicht der Einsparungen betreffend der Gemeindeversicherungen wurde erstellt und 
dem Prüfungsausschuss zur Verfügung gestellt. Die Kostenoptimierung der gesamten Versi-
cherungen ist nun abgeschlossen und die Einsparungen sollten im Finanzjahr 2019 bereits 
erkennbar sein.  
Wir haben nun teilweise höhere Deckungssummen und haben ein Prämienaufkommen von 
€ 2.246,46 eingespart. 
GR Hollnbuchner möchte noch die Höhe der Prämien für Tennis und Union Ternberg, welche 
doppelt versichert waren, wissen. Der Betrag wird in der nächsten PA-Sitzung genannt. 
 
 

3.Status Baufertigstellungen 
 
Nach Durchsicht von 98 % aller vorhandenen Bauakte ergibt sich folgender Status: 
Von den 4240 Bauakten wurden 4149 bereits durchgesehen. 194 Akten als OFFEN vermerkt 
und 115 als AKTUELL (Bauvorhaben, die derzeit errichtet werden).  
Von diesen 194 Bauakten wurden: 

 den Bauwerbern von 64 Fällen ein Untersagungsschreiben geschickt, da noch Atteste 
bzw. Fertigstellungsmeldungen fehlen,  

 56 neue offene Bauvorhaben sind aufgetaucht und  

 74 offene Akte, bei denen auf Atteste oder neue Einreichungen gewartet wird. 
Obmann Altrichter schlägt vor, den offenen Bauwerbern nochmal mit einer letzten Frist bis 
31.12.2019 Gelegenheit zu geben, die fehlenden Unterlagen bei der Gemeinde einzureichen 
mit der Androhung ab 01.01.2020 die offenen Bauakten an die Bezirkshauptmannschaft zur 
Strafverfolgung weiterzuleiten.  
In dem Brief muss eindringlich darauf hingewiesen werden, welche rechtliche Folgen eine feh-
lende Baufertigstellung für den Bauwerber nach sich ziehen kann. 
AL Hochmuth informiert sich auf Wunsch von GR Hollnbuchner, ob es möglich ist (rechtlich), 
einen Sachverständigen von der Gemeinde aus an diese Bauwerber zu vermitteln, um die 
nötigen Unterlagen zu vervollständigen und den Prozess zu beschleunigen. 
 
 

4.Allfälliges 
 
Auslastung Fahrzeuge Gemeinde 
AL Hochmuth erklärt, dass die Fahrzeuge mit wenigen Betriebsstunden in den umliegenden 
Gemeinden nicht weiter benötigt werden. Lediglich Laussa hat den Weidemann für Arbeiten 
benötigt. 
 
Betriebskosten NMS + VS 
In der NMS konnten die MWh 2017 von 193,1 MWh auf 181,78 MWh 2018 reduziert werden; 
ebenso der Stromverbrauch in der VS war im Vergleich 2017 auf 2018 niedriger.  
Weiters haben Gemeindearbeiter die Einstellung der Heizung in der VS versucht zu optimiert. 
Der Umweltausschuss wird sich ebenso in einer der nächsten Sitzungen im Zuge des 
Klimabündnisses mit den Energiekosten beschäftigen. Daher wir der Prüfungsausschuss 
keine weiteren Schritte mehr setzen. 
 
Glockersteg 
Es folgte eine Diskussion wie in der Sache Prüfung Glockersteg weitergegangen wird. Es gab 
dazu bereits zwei außerordentliche Besprechungen. AL Hochmuth klärt den Termin mit Ham-
mer&Kurz. Alle Fragen sollten bis 03.06.2019 an AL Hochmuth weitergeleitet werden. 
Terminvereinbarung für die nächste Prüfungsausschusssitzung zum Glockersteg: 06. Juni  
18.30 h. 
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Beschlussantrag: 
Bgm Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Prüfbericht der Prüfungs-
ausschusssitzung vom 23.05.2019 wie vorgetragen beschließen. 
 
Beratung: 
GR Aigner merkt an, dass das Salz in BigBags tatsächlich teurer sei, allerdings sei der Salz-
preis allgemein auch gestiegen. Außerdem müsse man aber berücksichtigen, dass sich durch 
die Einlagerung des Salzs in BigBags für diese zwei Unternehmer die Wege erheblich verkürzt 
haben – man könne daher nicht nur auf die reinen Salzkosten schauen. 
Bei der Beurteilung der Gesamtkosten müsse außerdem berücksichtigt werden, dass im De-
zember noch ein anderer Anbieter gefahren sei und diese Kosten auch nicht unerheblich 
seien. 
Es stimme auch, dass die Ausrüstung eines Unternehmers nicht ganz optimal gewesen sei. 
Allerdings müsse man hier berücksichtigen, dass die Unternehmer erst relativ kurzfristig er-
fahren hätten, dass sie den Zuschlag bekommen und daher kurzfristig die Maschinen nehmen 
mussten, die sie noch bekommen haben. Für heuer sollte das daher besser werden. 
 
GV Blasl dass die Zahlen seitens des Prüfungsausschusses sicher gut aufbereitet seien. In 
diesem Fall reiche das so aber nicht, denn man könne nicht einfach die Ergebnisse eines 
Jahres mit dem Folgejahr vergleichen. Für eine genaue Beurteilung seien vielmehr die 
Schneemengen ausschlaggebend, d.h. man müsste wissen, wann wieviel Schnee gefallen sei 
und dann auf Basis dieser Zahlen einen Vergleich ziehen. Alles andere seien reine Pauschal-
gegenüberstellungen ohne Aussagekraft. 
Abschließend stellt er fest, dass angesichts des heurigen schneereichen Winters seiner Mei-
nung nach die Kosten in Ordnung seien. Nichts desto trotz müsse man sich natürlich um wei-
tere Optimierungen bemühen. 
 
GR Altrichter stellt fest, dass vom Prüfungsausschuss bereits angeregt wurde, künftig Auf-
zeichnung über Wetter und Niederschlag zu führen, um eben eine bessere Vergleichbarkeit 
zu erreichen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

2.Prüfbericht zur Prüfungsausschusssitzung vom 06.06.2019 
 
Sachverhalt: 
 

B E R I C H T 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Ternberg 
am 06.06.2019 durch den Prüfungsausschuss gemäß § 91 der O.ö. Gemeindeordnung 

1990. 
 

Anwesende 
1. GR Johannes Altrichter GRÜNE   
2. GR DI (FH) Christina Stögmann FPÖ   
3. EGR Dino Karger ÖVP   
4. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP   
5. GR Karl-Heinz Wimmer SPÖ   
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6. EGR Ing. Franz Derfler ÖVP Vertretung für GR Ing. 
Thomas Stögmüller  

7. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ   
8. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth Leiter des Gemeindeamtes 
9. Ursula Aigner Schriftführerin 
10. Frau Martina Kurz als Vertreter der Fa. Hammer & Kurz 

 
 

Abwesende 
 

11. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP privat verhindert  
12. EGR Franz Eibenberger SPÖ privat verhindert  
13. EGR Reinhold Gsöllpointner  SPÖ  nicht entschuldigt 

 
 

Beginn der Prüfung:  18:30 Uhr 

Ende der Prüfung: 20:45 Uhr 

Letzte Prüfung: Die letzte Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus-
schuss hat am 23.05.2019 stattgefunden. 

 
 

TAGESORDNUNG 

 1 .  Glockersteg - Projektprüfung 
  

 2 .  Allfälliges 
  

 
 
1.Glockersteg – Projektprüfung 

 
Treffen 
1.  Treffen am 04.04.2019 
2. Treffen am 25.04.2019 (Unterlagen verfügbar) 
3. Treffen am 09.05.2019  
4. Ordentliche PA Sitzung 23.05.2019 (Termin für 06.06. 2019 fixiert) 
 
Der Prüfungsausschuss hat in drei Vorbesprechungen das Projekt Glockersteg in Bezug auf 
die Ausschreibung, die Vorstands- bzw. Gemeinderatsbeschlüsse, Teilrechnungen geprüft. 
Um die restlichen Fragen zu klären, war in dieser Sitzung Frau Martina Kurz von der Fa. Ham-
mer & Kurz anwesend. 
 
Eine entsprechende Chronologie ist vorhanden. An dieser Chronik ist zu sehen, wie lange die 
(politische) Umsetzung des Glockersteg gedauert hat. 
 
In der ersten Angebotsphase vom Jänner 2018 haben die Fa. Glück, Fa. Swietelsky, die Fa. 
Metatec, Fa. Mayrbau, Fa. Urbas und Fa. Mitterer angeboten. Fa. Glück ist hier ausgeschie-
den, da eine Konstruktion mit einem anderen Material (Aluminium, keine Berücksichtigung, da 
Alternativangebote nicht zugelassen waren) angeboten wurde.  
Der Bestbieter reduzierte nach der Angebotslegung sein Offert (mittels Side Letter), daher 
musste neu ausgeschrieben werden, weil dies nicht mit dem Bundesvergabegesetz konform 
war. 
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In der zweiten Angebotsphase im Mai 2019 ging die Firma Metatec als Bestbieter hervor. 
Aufgrund eines GV Beschlüssen durfte sich Hammer & Kurz die Anbieter selbst auswählen. 
 
Es wurden die beiden Angebotphasen entsprechend überprüft und hinterfragt. 
 
Mehrkosten (Nachtragsangebot) 
Es wurden alle Mehrkosten geprüft und hinterfragt. Für alle Mehrkosten bzw. Nachtragsange-
bote sind GV Beschlüsse vorhanden.  
Für die Erhöhung der Steinpfeilerkrone West muss noch ein GV Beschluss nachgeholt wer-
den. 
Für die Wasserleitung (Schacht) erwartetet der Prüfungsausschuss ein Entgegenkommen der 
Firma Hammer & Kurz und hat diese aufgefordert einen Betrag an die Gemeinde zu nennen. 
Grundsätzlich ist Hammer & Kurz jedoch nicht bereit der Gemeinde mit einer vierstelligen 
Summe hier entgegenzukommen. 
Es gab Gespräche mit der ÖBB über eine Kostenübernahme, doch zum Zeitpunkt der Ände-
rung der Lichtraumhöhe, wäre eine Verweigerung der Kostenübernahme für die Gemeinde 
wesentlich teurer gekommen (z.B. Kosten für Streckensperren im Zuge von Baumaßnahmen 
außerhalb der geplanten seitens der ÖBB-Bautätigkeiten). 
 
 
Im Herbst 2017 hat der Gemeinderat beschlossen, welche Varianten der Bevölkerung vorge-
stellt werden. Man wollte wissen, warum nur zwei von sechs und warum diese zwei Varianten 
zur Auswahl gelangt sind.  
Künftig soll bei derartig großen Projekten, vorab eine bessere Abstimmung seitens der Ge-
meinde erfolgen, bevor man damit an die Bevölkerung geht. 
 
Regietätigkeiten 
Die Regierechnungen der Fa. Metatec wurde auf Plausibilität überprüft. Pauschalangebote wie 
von der Fa. Metatec abgerechnet, sind durchaus üblich. Die Regiearbeiten wurden gemäß 
Ausschreibung abgerechnet. Auch wurden die Pauschalangebote von der Fa. Metatec als 
nicht sehr glücklich eingeschätzt. 
 
Grundsätzlich sind die Stundensätze als sehr teuer anzusehen und üblicherweise um ca. 20% 
geringer. Dies wurde auch von Fr. Kurz bestätigt. 
 
 
Kosten 
Endabrechung, Aufgrund vom Beschluss: 
Kostenschätzung für zweite Ausschreibung  € 945.042,00 
Angebot vom 14.05.2018 Metatec    € 970.790,16  
Kostenschätzung + 3 %:     € 973.393,26  
(Angebot Metatec daher innerhalb der 3 %) 
 
KSM 
Div. weitere Planungen KSM     €    11.921,93 brutto 
Vorstatistik KSM      €      7.080,00 brutto 
1. Ausschreibung, Umplanung + Ausschreibung 

(Summe)      €    15.000,00 brutto 
2. Ausschreibung, Baukoordination, Bauaufsicht 

(Summe)      €    31.800,00 brutto 
 
 
Steg Metatec 
Werkvertrag vom 17.07.2018 Fa. Metatec    €  933.509,00 brutto  
Minderpreis Liftausführung f. 13 Personen    €  - 22.872,00 brutto 
Nachtragsangebot Änderung Lichtraum    €    41.230,80 brutto 
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Nachtragsangebot Änderung Zuleitung Elektro- u. 
Beleuchtungssteuerung      €      2.400,00 brutto 
Nachtragsangebot Änderung Fundamentierung   €      7.332,00 brutto 
Nachtragsangebot Steinpfeilerkrone West    €      5.160,00 brutto 
Nachtragsangebot prov. Verschalung    €      1.752,00 brutto 
Mehrkosten Umbau Liftschacht     €      9.600,00 brutto 
Mehrkosten Bau (Mehrbewehrung, Stabstahl anstelle 
von Baustahlgitter, …)      €      6.228,37 brutto  
Rechnung Regie       €      7.105,74 brutto 
Gesamtsumme      €  991.445,91 brutto 
bisher an Rechnungen bezahlt:     €  949,445,91 brutto  
noch offen: Pauschalbetrag für offene Beschichtungs- 
arbeiten 2019       €  42.000,00 brutto 
 
Ein Haftrücklass über € 29.530,20 wird bis zum Ablauf der Gewährleistungszeit einbehalten. 
Die Gewährleistungszeit von 3 Jahren wird ab der Schlussabnahme gerechnet (2019 nach 
Fertigstellung der Beschichtung). 
 
Kosten lt. Finanzierungsplan inkl. Planung   € 1.038.780,89 
Tatsächliche Kosten Steg + Begleitweg + 
Adaptierungsarbeiten (Strom, Wasser, …)    € 1.155.248,66 
Mehrkosten        € -  116.467,77 
 
 
Hammer und Kurz 
Grundsätzlich sind alle Unterlagen sehr genau ausgeführt und alle Protokolle soweit vorhan-
den. Die Aufstellungen und Listen stammen von Hammer & Kurz. 
 
Projektplanung 
Es muss eine bessere Projektplanung und Überwachung geben. Meilensteine müssen gesetzt 
werden und eingehalten werden, um ein Projekt nicht zu gefährden.  
Der Amtsleiter prüft, ob das das Session Modul oder ein anderes Tool (Wiki von https://www.at-
lassian.com) zur Ablage von Projektunterlagen geeignet sind. 
 
Thema KSM 
Das Angebot von KSM wurde nicht mehr geprüft. Die erste Kostenschätzung von KSM vom 
24.04.2017 belief sich auf € 472.712,00 (Steg und Rampen mit Stahlgeländer). 
 
Offene Punkte bzw. Mängelliste 
Diese Punkte werden/müssen von der Gemeinde und der Amtsleitung weiterverfolgt werden. 
 
Informationsweitergabe 
Die Personen bzw. Fraktionsobmänner, die im GV entsendet sind, müssen die Gemeinderäte 
bzw. ihre Parteien besser informieren. Allein der Amtsvortrag, ist hier oft zu wenig. Wir müssen 
den Gemeinderäten bessere und genauere Unterlagen zur Verfügung stellen! Dies sollte sach-
lich, neutral und ohne Fraktionszwang erfolgen.  
 
Angebotslegung 
Zukünftig müssen Alternativen (andere Werkstoffe, technische Alternativen) in Angeboten zu-
gelassen werden. Damit mögliche kostengünstige Alternativen eine Chance haben. Natürlich 
sind die Angebote dann schwieriger zu vergleichen. 
 
Statusberichte 
Es wurde angemerkt, dass grundsätzlich mehr Informationen und Statusberichte im Zuge von 
Projekten in den Gemeinderatssitzungen geben soll.  
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2.Allfälliges 
 
Es wurde davon berichtet, das Wasser bei der NMS an der Fassade herunterläuft. 
 
 
 
Beschlussantrag: 
Bgm Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Prüfbericht der Prüfungs-
ausschusssitzung vom 06.06.2019 wie vorgetragen beschließen. 
 
Beratung: 
GV Blasl dankt dem Prüfungsausschuss für die eingehende Prüfung dieses Projektes. Er 
möchte wissen, wie viel sich die Gemeinde durch die Neuausschreibung gegenüber der ersten 
Ausschreibung erspart habe. 
 
Vbgm Felberbauer erklärt, dass man das nicht genau sagen könne. Es gäbe zwar Kostenver-
gleiche zwischen erster und zweiter Ausschreibung, allerdings gab es bei der zweiten Aus-
schreibung andere Ausführungsvarianten. So weit er sich erinnern könne waren die Varianten 
der zweiten Ausschreibung zwischen € 200.000 und € 300.000 billiger. 
 
GV Blasl stellt weiters fest, dass es zwar richtig sei, dass bei der Bürgerbefragung im Rahmen 
der Projektvorstellung die Rampenvariante bevorzugt wurde. Wenn sich aber im nachhinein 
herausstelle, dass diese Variante nicht möglich sei, weil der Grund nicht zur Verfügung stehe, 
so müsse man entsprechend handeln. 
Zum Vorschlag künftig Alternativangebote bei Ausschreibungen zuzulassen müsse man wis-
sen, dass Ausschreibungen im öffentlichen Bereich aufgrund des Bundesvergabegesetzes 
sehr heikel seien. Natürlich bestehe dennoch die Möglichkeit, Alternativangebote zuzulassen. 
Allerdings müsse dann die Ausschreibung entsprechend gestaltet zu werden und außerdem – 
gerade hier bei einem Brückenbauwerk – die Alternative auch technisch möglich sein. 
 
Bgm Steindler stellt fest, dass der Steg nun endlich stehe und alle froh darüber seien. Man 
könne sicherlich noch ewig weiter diskutieren, letztlich werde sich am Ergebnis aber nichts 
mehr ändern, daher glaube er, dass man das Thema damit nun abschließen solle. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen, GV Blasl stimmt wegen 
Befangenheit nicht mit. 
 
 
 

3.Dienstnehmervertreter im Personalbeirat - Neubestellung 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeindebediensteten haben in der Dienstnehmerversammlung am 09.05.2019 die Per-
sonalvertretung neu gewählt. 
Mit Schreiben vom 09.05.2019 wurden die neuen Dienstnehmervertreter im Personalbeirat der 
Marktgemeinde bekannt gegeben. 
Vom Gemeinderat sind nunmehr die vorgeschlagenen Dienstnehmervertreter für die restliche 
Funktionsperiode als Vertreter im Personalbeirat zu bestellen Dafür wurde folgende Kundma-
chung vorbereitet: 

KUNDMACHUNG 

 
Gemäß § 94 Abs. 6 Oö. GemO. 1990, LGBl. Nr. 91/1990, wird Folgendes kundgemacht: 
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Von den Bediensteten wurden am 09. Mai 2019 die Dienstnehmervertreter in den Personal-
beirat neu gewählt und in der Folge vom Dienststellenausschuss zur Bestellung durch den 
Gemeinderat vorgeschlagen.  Der Gemeinderat hat in der Sitzung   am 13. Junli 2019 gemäß 
§ 35 Oö. Gemeinde-Personalvertretungsgesetz in Verbindung mit § 14 Oö. GDG 2002 bzw. § 
13 Oö. Gemeindebedienstetengesetz 2001 folgende Dienstnehmervertreter in den Perso-
nalbeirat der Marktgemeinde Ternberg (für die restliche Funktionsperiode des Gemeindera-
tes) bestellt: 

Dienstnehmer-Vertretung: 

 Mitglieder: 
 

 Stollberger Kerstin geb. 16.10.1980 
4400 Steyr 
Arbeiterstraße 41/37 

 
Dietinger Andrea geb. 18.10.1973 

4452 Ternberg 
Hauptstraße 11 

 
Hubauer Leopold geb. 09.07.1970 

4452 Ternberg 
Bäckengraben 45 

  
Ersatzmitglied: 
 

  

 
Lumplecker Silvia geb. 27.07.1986 

4451 Garsten 
Mühlbachstraße 43a 

 
 
Beschlussantrag: 
Bgm Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Dienstnehmervertreter im 
Personalbeirat aufgrund der Personalvertretungswahlen 2019 wie vorgetragen bestel-
len.  
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

4.Kanalbau BA 17 - Gewährung eines Landesdarlehens, Beschluss des 
Schuldscheines 

 
Sachverhalt: 
 
Für den Kanalbauabschnitt 17 – Sanierung Marienplatz – waren ursprünglich € 385.000,-- ver-
anschlagt. Für diese Kosten hat die Gemeinde ein Landesdarlehen in Höhe von € 11.900,-- 
erhalten. 
Aufgrund der im Rahmen der Kollaudierung festgestellten Gesamtkosten von € 547.245,-- 
ergibt sich nun noch ein restliches Landesdarlehen von € 13.400,--.  
 
Die OÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 18.03.2019 den Beschluss gefasst, zur Fi-
nanzierung ein Landesdarlehen von € 13.400,-- zu gewähren. Das Landesdarlehen ist zinsen-
frei und vorerst auf die Dauer von 10 Jahren, beginnend ab der Zuzählung des letzten Darle-
hensteilbetrages, tilgungsfrei.  
Die Rückzahlung hat in 20 gleichbleibenden Halbjahresraten mit einer den gesetzlichen Zins-
satz nicht übersteigenden Verzinsung jeweils zum Stichtag 1.3. und 1.9. eines jeden Jahres 
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zu erfolgen, sofern nicht die OÖ Landesregierung auf Grund der Finanzlage der Gemeinde 
einen längeren Tilgungszeitraum, einen Verzicht auf eine Verzinsung oder einen gänzlichen 
oder teilweisen Verzicht auf Rückzahlung genehmigt. 
 
Mit Schreiben vom 04.04.2019 wurde der Marktgemeinde Ternberg der entsprechende 
Schuldschein zur Beschlussfassung übermittelt.  
 
Beschlussantrag: 
GV Kern stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Schuldschein für 
das Landesdarlehen zur Finanzierung des Kanalbaus BA 17 über € 13.400,-- vollinhalt-
lich beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

5.Postamtsgebäude Ternberg -  
Verlängerung Mietvertrag Großauer Johann 

 
Sachverhalt: 
 
Im Zuge der Kontrolle der Mietverträge wurde festgestellt, dass in der Gemeinderatssitzung 
am 12.05.2016 eine Garage des ehemaligen Postgebäudes zu einem Mietzins von € 30,-- 
exkl. USt. an Herrn Johann Großauer, 4461 Laussa, vermietet wurde. Dieser Mietvertrag war 
eigentlich bis 31.05.2018 befristet. Herr Großauer nutzt die Garage noch und hat auch ständig 
die Miete bezahlt. 
 
Der Mietvertrag soll daher um ein Jahr verlängert werden mit der Ergänzung, dass er sich im 
Anschluss automatisch jeweils um ein weiteres Jahr verlängert, sofern er nicht drei Monate 
vor Ablauf der Jahresfrist gekündigt wird.  
 
Beschlussantrag: 
GV Kern stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung des Mietvertrages vom 
12.05.2016 mit Johann Großauer wie vorgetragen beschließen.  
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

6.Wanderwegumlegung - Bereich Zeilermayr; Gestattungsvertrag 
 
Sachverhalt: 
 
Die Ehegatten Etlinger Matthias und Andrea möchte ein Feld anlegen und würde einen Wie-
senstreifen zur Umgehung zur Verfügung stellen: 
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Rot: zukünftiges Feld 
Gelb: Umlegung des Weges auf Gst. Nr. 871, KG. Bäckengraben  
Blau: öffentliches Gut (Teilfläche), Gst. Nr. 2088/3 EZ 627 

 

In der Sitzung des Ausschusses für Planung und Infrastruktur am 18.04.2019 wurde die 
Anfrage behandelt. Der Ausschuss hat einstimmig beschlossen, dass mit den Grundbesitzern 
ein Gestattungsvertrag abgeschlossen werden soll, die Grundbesitzer den Weg mähen 
müssen und das öffentliche Gut nicht umgelegt wird. 

Daher wurde folgende Vereinbarung ausgearbeitet: 
 
 

V E R E I N B A R U N G  
 
abgeschlossen zwischen 
 
1) Herrn Etlinger Matthias und Frau Etlinger Andrea, wohnhaft Steinbacher Straße 17/2, 

4452 Ternberg 
als Grundeigentümer einerseits und  

 
2) der Marktgemeinde Ternberg, vertreten durch den Bürgermeister Herrn Leopold Steindler 

im Folgenden auch kurz Gemeinde genannt, andererseits  
 
wie folgt: 
 
 

I. Vertragsgegenstand 
 
Der Grundstückseigentümer ist grundbücherlicher Eigentümer des Grundstückes Nr. 871, EZ 
94, Katastralgemeinde 49202 Bäckengraben. Über dieses Grundstück soll die Gemeinde 
einen bestehenden Wanderweg umleiten und der Öffentlichkeit zu Sport- und Erholungszwe-
cken zugänglich machen. Die Lage und der Verlauf dieses Weges sind in dem in der Anlage 
befindlichen Plan, der einen wesentlichen Bestandteil dieses Vertrages bildet, dargestellt.  
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Gleichzeitig stellt die Gemeinde als grundbücherlicher Eigentümer des Grundstückes Nr. 
2088/3, Katastralgemeinde 49202 Bäckengraben, eine Teilfläche des öffentlichen Gutes 
den Ehegatten Etlinger zur Verfügung, damit diese ein Feld anlegen können. 
 

II. Rechtseinräumung 
 
Der Grundeigentümer räumt der Gemeinde das Recht ein, gemäß den in diesem Vertrag fest-
gelegten Bedingungen einen Wanderweg zu errichten, diesen Weg der Öffentlichkeit zu Sport- 
und Erholungszwecken zur Verfügung zu stellen, erforderliche Instandsetzungs- und Erneue-
rungsarbeiten durchzuführen, Markierungen und Hinweisschilder aufzustellen und den Weg in 
Wanderkarten aufzunehmen. Der Weg unterliegt nicht dem Anwendungsbereich der Straßen-
verkehrsordnung. 
 

III. Vertragsdauer 
 
Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit, beginnend mit Datum der beidseitigen Unterferti-
gung abgeschlossen.  
Beide Vertragsteile sind berechtigt, diesen Vertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
sechs Monaten jederzeit mittels eingeschriebenen Briefes zu kündigen. Beide Vertragsteile 
verzichten auf die Dauer von fünf Jahren auf die Ausübung ihres Kündigungsrechtes. 
 
Ungeachtet dieses Kündigungsverzichtes ist der Grundeigentümer berechtigt, diesen Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist jederzeit per Einschreiben zu kündigen, wenn die Gemeinde trotz 
schriftlicher Mahnung und Setzung einer angemessenen Nachfrist gegen Bestimmungen die-
ses Vertrages verstößt. 
 

IV. Entgelt 
 
Für die Einräumung der in Punkt II. genannten Rechte bezahlt die Gemeinde an den Grundei-
gentümer keine Pauschalentschädigung. 

 
V. 

 
Der Wanderweg ist in einer Breite von 80 cm zu errichten und angemessen zu befestigen. 
Wenn die besondere Situation (Neigung, Erosionsgefährdung) es erforderlich macht, wird ei-
ner Asphaltierung des Weges zugestimmt. Die Weganlage ist geländegleich anzulegen, so-
dass für die Bewirtschaftung keine Behinderungen entstehen. Bei starken Hanglagen sind Ein-
schnitte u. Böschungen so anzulegen, dass die Wirtschaftsbehinderungen minimiert werden 
können. Das Anbringen von Markierungen und Aufstellen von Hinweistafeln, die Errichtung 
von Zäunen und dergleichen hat in Abstimmung mit dem Grundeigentümer zu erfolgen.  
 
Die Gemeinde wird entlang des Weges zweimal jährlich Säuberungen durchführen und dabei 
Unrat entfernen und zwar jeweils in den Monaten April und November. 
 
Der Grundeigentümer verpflichtet sich den Teilbereich des Wanderweges auf Gst. Nr. 871, 
KG. 49202 Bäckengraben regelmäßig zu mähen. 
 
Alle Errichtungs- und Erhaltungsmaßnahmen sind unter größtmöglicher Schonung der dienen-
den Grundstücke auszuführen. Flurschäden sind nach den Richtlinien der Landwirtschafts-
kammer für OÖ. zu ersetzten. 
 

VI. 
 
Der Wanderweg ist ausschließlich dem Fußgängerverkehr zu Sport- und Erholungszwecken 
zu öffnen, jede andere Verwendung, insbesondere das Reiten und Radfahren bedarf der aus-
drücklichen schriftlichen Zustimmung des Grundeigentümers. Die Gemeinde hat auf eigene 
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Kosten durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass eine widmungswidrige Verwen-
dung jedenfalls unterbleibt.  
 
Alle Maßnahmen sind im Voraus mit dem Grundeigentümer zu besprechen. Er hat derartige 
Maßnahmen zu dulden, soweit sie für die gefahrlose Benutzung des Weges erforderlich sind. 
Dadurch verursachte vermögensrechtliche Nachteile sind ihm zu ersetzen. Besteht über die 
Höhe des Ersatzanspruches keine Einigung, unterwerfen sich die Parteien einem Gutachten 
der zuständigen Bezirksbauernkammer. 
 

VII. 
 
Der Grundeigentümer hat die Weganlage sorgsam zu behandeln, die vertragsgemäße Nut-
zung des Weges zu dulden und Beeinträchtigungen zu vermeiden. Die land- und forstwirt-
schaftliche Bewirtschaftung der angrenzenden Grundflächen muss jedoch weiterhin möglich 
sein. 
 
Der Grundeigentümer ist berechtigt, den Weg abzuzäunen, wobei ein Mindestabstand von 
50cm von der Wegmitte einzuhalten ist. Er ist ebenso berechtigt, den Weg vorübergehend zu 
sperren, wenn dies für die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung erforderlich ist. Eine 
Sperre ist der Gemeinde rechtzeitig bekannt zu geben. Die Wiederherstellung des Weges 
nach einer Unterbrechung hat der Grundeigentümer zu tragen. Im Falle einer länger andau-
ernden Sperre ist die Gemeinde berechtigt, in Abstimmung mit dem Grundeigentümer eine 
Umleitung einzurichten. 
 
Auf Wunsch des Grundeigentümers hat die Gemeinde auf eigene Kosten den Weg auf andere 
dem Grundeigentümer gehörigen Grundstücke zu verlegen. 
 

VIII. Haftung 
 
Die Obsorge und Haftung für die ordnungsgemäße und gefahrlose Benützung der im Punkt I. 
genannten Weganlage trifft ausschließlich die Gemeinde. Sie haftet für alle im Rahmen der 
Errichtung, Erhaltung oder des Betriebes des Wanderweges auftretende Unglücksfälle und 
Zufälle aller Art. Dazu zählt auch die Haftung für Schadensfälle, die sich aus dem unbeauf-
sichtigten Weidegang ergeben sowie für Schäden, die durch den angrenzenden Baumbestand 
verursacht werden. 
 
Die Gemeinde haftet dem einzelnen Grundeigentümer gegenüber unabhängig von eigenem 
oder fremdem Verschulden für alle Schäden und Nachteile, die durch die Errichtung, Erhaltung 
und die Benutzung des Wanderweges entstehen.  
 
Gegen allfällige Ansprüche Dritter, soweit sie im Zusammenhang mit diesem Vertrag stehen, 
hat die Gemeinde den Grundeigentümer vollkommen schad- und klaglos zu halten. Dies gilt 
auch für Ansprüche und behördliche Vorschreibungen aus dem Umwelthaftungsrecht. 
 
Der gegenständliche Wanderweg wird in die vom Landesverband für Tourismus in Oberöster-
reich abgeschlossene Wegehalter-Haftpflichtversicherung aufgenommen. 
 

IX. Rechtsnachfolge 
 
Alle Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag gehen beiderseits auf Rechtsnachfolger über. 
Die Parteien verzichten auf eine grundbücherliche Einverleibung dieses Vertrages. 
Die gänzliche oder teilweise Übertragung der Rechte aus diesem Vertrag ist nur mit schriftli-
cher Zustimmung des Grundeigentümers zulässig. 
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X. Beendigung 
 
Bei Beendigung des Vertrages hat die Gemeinde die Weganlage samt allen Hinweisschildern, 
Markierungen und sonstigem Zubehör binnen sechs Wochen zu entfernen und den ursprüng-
lichen Zustand wiederherzustellen. Die Rekultivierung hat nach den Richtlinien der Landwirt-
schaftskammer für OÖ. zu erfolgen.  
Ebenso hat der Grundeigentümer bei Beendigung des Vertrages den ursprünglichen Zustand 
des öffentlichen Gutes (Teilfläche) wiederherzustellen. 
 
Wurde der Weg in Wanderkarten aufgenommen, ist die Eintragung bei der nächstfolgenden 
Auflage zu entfernen. Die Gemeinde hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
der aufgelassene Weg nicht weiterhin benutzt wird. 
 

XI. 
 
Beide Vertragsteile verzichten auf das Recht, diesen Vertrag wegen allfälliger Verletzung über 
die Hälfte des wahren Wertes anzufechten. 
 
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Alle bisherigen Ver-
einbarungen sind durch diesen Vertrag zur Gänze aufgehoben. 
 
Sämtliche mit der Errichtung und Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten und 
Gebühren gehen zu Lasten der Gemeinde. 
 

 
XII. 

 
Der Vertrag wird in zweifacher Ausfertigung errichtet, wovon jede Vertragspartei eine Ausfer-
tigung erhält, eine Kopie geht an den Landesverband für Tourismus in Oberösterreich. 
 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler stellt den Antrag, dass der vorgelegte Gestattungsvertrag beschlossen 
werden soll. Das öffentliche Gut wird nicht umgelegt. 

 
Beratung: 
GR Großalber stellt fest, dass Gestattungsverträge für neue Wanderwege durchaus sinnvoll 
seien. Es müsse jedoch allen klar sein, dass Gestattungsverträge jederzeit ohne Angabe von 
Gründen gekündigt werden können. In diesem Fall sei das kein Problem, weil das öffentliche 
Gut ja nicht aufgelassen werde. In anderen Fällen könne dies jedoch zu Problemen führen, 
das müsse jedem in Hinblick auf die Sicherung der Wanderwege für künftige Generationen 
klar sein. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

7.Weymayer Helmut - Abschluss Gestattungsverträge und Auflassung 
Öffentliches Gut 

 
Sachverhalt: 
 
Hr. Weymayer hat am 02.05.2017 ein Ansuchen um Auflassung der Parzellen 1246, 1247 und 
1248/1, KG. 49237 Trattenbach gestellt.  
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Im oben genannten Ansuchen informierte Hr. Weymayer, dass die als öffentliches Gut ausge-
wiesenen Wege seit langem (weit mehr als 50 Jahre) nicht mehr als solche genutzt werden 
können und größtenteils nicht mehr existent seien. Die genannten Parzellen seien wegen der 
akuten Gefahr durch umstürzende Bäume (Eschensterben) teilweise unpassierbar. 
 
Die Parzelle Nr. 1248/1 solle zur Gänze aufgelassen werden, d.h. auch der Teil im Wald (Forst-
straße) vom Schreibachfall bis zum Gehege, da auch Hr. Brösenhuber Bernhard dies so 
möchte und die beiden Haupteigentümer seien. 
 
Vom Ausschuss für Planung und Infrastruktur sowie in weiterer Folge vom Gemeinderat wurde 
beschlossen, dass das öffentliche Gut aufgelassen wird, wenn im Gegenzug dazu die beste-
hende Straße (Naturbestand) von Herrn Weymayer an das öffentliche Gut abgetreten wird.  
 
Herr Weymayer lehnte die Abtretung der bestehenden Straße ins öffentliche Gut ab. Die An-
gelegenheit konnte daher nicht erledigt werden. 
 
Am 25. Jänner 2018 gab es nochmals ein Gespräch zwischen AL Hochmuth, Herrn Weymayer 
und Frau Kraushofer vom Tourismusverband Ennstal. Zwischenzeitlich wurde nämlich vom 
Tourismusverband die Mountainbike Kalkalpentour neu beschildert. Ein Teil der Strecke führt 
über den Grund von Herrn Weymayer. Obwohl das schon seit mehr als 10 Jahren so war, gab 
es dafür keine vertragliche Regelung. 
 
In der Besprechung hat sich Herr Weymayer bereit erklärt, mit dem Tourismusverband einen 
Gestattungsvertrag für die Nutzung der Forststraße Bärenfall als Mountainbikestrecke abzu-
schließen. Diese Strecke sollte künftig aber die einzige Route auf den Schoberstein bzw. die 
Grünburgerhütte sein. Auch die anderen Grundbesitzer dieser Forststraße standen dem Ab-
schluss eines Gestattungsvertrages positiv gegenüber. 
 
Darüber hinaus war Herr Weymayer auch bereit, mit der Gemeinde einen Gestattungsvertrag 
für die Nutzung der Verbindungsstraße Richtung Trattenbach als Wanderweg bzw. als Aus-
weichstrecke im Notfall abzuschließen. Eine Abtretung dieses Wegstückes ins öffentliche Gut 
lehnte er weiterhin ab. 
 
Voraussetzung für den Abschluss der Gestattungsverträge war jedoch die beantragte Auflas-
sung des Öffentlichen Gutes durch die Gemeinde. 
 
In der Gemeinderatssitzung am 22. März 2018 wurde daraufhin der Antrag gestellt, das öffent-
liche Gut der Grundstücke 1246, 1247, 1248/1, KG Trattenbach, im Bereich der Liegenschaft 
Weymayer Helmut aufzulassen, wenn im Gegenzug für die bestehende Straße (Naturbestand) 
sowie die Forststraße Bärenfall Gestattungsverträge für die Nutzung als Mountainbikestrecke 
bzw. Wanderwege und Ausweichstrecke für Notfälle abgeschlossen werden.  
 
Dieser Antrag wurde jedoch mehrheitlich abgelehnt. 
 
In der Bauausschusssitzung vom 18. April 2019 wurde das Thema von GR Hager nochmals 
aufgegriffen. Es wurde daraufhin folgende Vorgangsweise besprochen: 

 Treffen vor Ort mit einer Person jeder Fraktion 

 Einladung von Herrn Weymayer zu einer Ausschusssitzung 
 
Daraufhin gab es nochmals ein Gespräch mit Herrn Weymayer mit Vbgm Felberbauer, GV 
Blasl und AL Hochmuth. In diesem Gespräch bekräftige Herr Weymayer nochmals, dass er 
bereit sei, die Gestattungsverträge für die Nutzung der Forststraße Bärenfall als Mountainbike-
strecke bzw. der bestehenden Straße als Wanderweg und Ausweichstrecke abzuschließen, 
wenn das öffentliche Gut aufgelassen wird. 
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In der Sitzung am 04. Juni 2019 hat sich der Gemeindevorstand mehrheitlich für diese Vor-
gangsweise ausgesprochen. 
 
Um dieses Thema im Sinne aller Beteiligten abschließen zu können wurden nach den Diskus-
sionen in den Fraktionssitzungen der Parteien nochmals Gespräche mit Herrn Weymayer ge-
führt. Dabei wurde vereinbart, dass es einerseits die Gestattungsverträge für die Wanderweg- 
und Mountainbikenutzung nach den bisherigen Mustern geben soll. Das Thema der Nutzung 
der derzeitigen Straße als Ausweichstrecke wird in einem eigenen, unbefristeten Vertrag ge-
regelt, der auf die Rechtsnachfolger übergeht. Damit ist diese Vereinbarung für die Gemeinde 
dauerhaft gesichert. Weiters wurde mit Herrn Weymayer vereinbart, dass im Falle der Aufkün-
digung der Gestattungsverträge eine Entschädigungszahlung von € 2.500,-- für die Auflassung 
des öffentlichen Gutes zu bezahlen ist. 
 
Seitens des Gemeinderates soll daher nunmehr der entsprechende Grundsatzbeschluss ge-
fasst werden, sodass in weitere Folge das Verfahren für die Auflassung durchgeführt werden 
kann. In der GR-Sitzung am 26. September können sodann die Gestattungsverträge sowie die 
Auflassungsverordnung beschlossen werden. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das öffentliche Gut 
der Grundstücke 1246, 1247, 1248/1, KG Trattenbach, im Bereich der Liegenschaft Wey-
mayer Helmut aufzulassen, wenn im Gegenzug für die bestehende Straße (Naturbe-
stand) ein Gestattungsvertrag für die Nutzung als Wanderweg sowie ein unbefristeter 
Vertrag für die Nutzung als Ausweichstrecke für Notfälle und für die Forststraße Bären-
fall ein Gestattungsvertrag für die Nutzung als Mountainbikestrecke bzw. Wanderweg 
abgeschlossen werden. Im Fall der einseitigen Aufkündigung der Gestattung durch 
Herrn Weymayer ist für die erfolgte Auflassung des öffentlichen Gutes eine Entschädi-
gungszahlung in Höhe von € 2.500,-- zu zahlen. 
 
Beratung: 
GV Großwindhager stellt fest, dass das Thema sowohl im Bauausschuss als auch im Gemein-
derat schon mehrmals diskutiert wurde. Grundsätzlich gehe es darum, dass man eine gewisse 
Rechtssicherheit brauche. Es bestehe zudem bereits eine Dienstbarkeit, weil nachgewissen 
werden können, dass dort bereits seit mehr als 40 Jahren gefahren werde. Er habe grundsätz-
lich kein Problem mit einem Gestattungsvertrag, allerdings werde seitens der Juristen von Ge-
stattungsverträgen abgeraten, weil diese keine Rechtssicherheit böten. Er könne nicht beur-
teilen, in wie dies bei der jetzt geplanten Vorgangsweise mit unbefristeten Verträge aussehe. 
Es solle daher unbedingt ein Jurist beigezogen werden, damit die Regelung auch halte. 
Die seiner Meinung nach wichtigste Regelung sei außerdem die Gewährleistung der Benüt-
zung der Straße als Ausweichstrecke in Notfällen. Auch diese Formulierung müsse genau 
bedacht werden, beispielsweise wer bestimme, was ein Notfall sei. Auch hier müssten Juristen 
das ganze nochmals prüfen, dann könne er mit so einer Regelung leben. 
Er verstehe es dennoch nicht, warum man jetzt eine Regelung mit einem unkündbaren Vertrag 
mache. Seiner Meinung nach bestehe dann kein Unterschied mehr zu einer Dienstbarkeit und 
man könne diese gleich ins Grundbuch eintragen. Damit wäre die Sache ein für alle mal gere-
gelt und man bräuchte auch die Regelung mit der Entschädigungszahlung nicht. 
 
Zum Thema Rechtssicherheit der Gestattungsverträge wurde versucht eine entsprechende 
Auskunft von Notar Dr. Grumböck zu erhalten, diese ist bis zur Sitzung aber nicht eingelangt. 
 
Vbgm Felberbauer erklärt, dass er mit Bgm Dörfel über dieses Thema gesprochen habe. Falls 
eine Dienstbarkeit eingetragen sei und der betreffende Weg werde abgesperrt, so müsse die 
Gemeinde trotz dieser Dienstbarkeit ihr Recht bei Gericht einklagen. Wenn ein beiderseits 
unterschriebener Vertrag bestehe, könne die Gemeinde gleichfalls vor Gericht ihr Rechts ein-
klagen. Der einzige Unterschied sei, dass ein Vertrag eine reine Vereinbarung zwischen dem 
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Grundbesitzer und seinen Rechtsnachfolgern mit der Gemeinde sei, die für Dritte nicht er-
kenntlich ist, während die Dienstbarkeit ins Grundbuch eingetragen werde und damit für jeder-
mann erkennbar sei. 
 
GR Hollnbuchner stellt fest, das, das Thema ja in separaten Verträgen geregelt werden solle. 
Seiner Meinung nach müsste man daher zunächst den Vertrag bezüglich der Ausweichstrecke 
beschließen und erst im Anschluss die weiteren Gestattungsverträge. 
 
GV Steindler und Vbgm Felberbauer erklären, dass dies grundsätzlich richtig sei. Allerdings 
gehe es heute nur darum, die grundsätzliche Vorgehensweise zu beschließen, die tatsächli-
chen Verträge werden erst in der nächsten Gemeinderatssitzung beschlossen. 
 
GR Gehring ist der Meinung, dass die Regelung bezüglich einer Entschädigungszahlung von 
€ 2.500 herausgenommen werden sollte, da der Weg ja erhalten bleiben solle und daher eine 
Kündigung gar nicht möglich sein solle. 
 
GV Steindler erklärt, dass es dabei lediglich darum gehe, einen Willkürakt wie beispielsweise 
ein plötzliches Absperren des Weges zu vermeiden. 
 
Vbgm Felberbauer fasst den Sachverhalt nochmals wie folgt zusammen: Es solle zwei Gestat-
tungsverträge geben, die regeln, dass man Radfahren bzw. in verschiedenen Abschnitten 
Wandern dürfe. Zusätzlich solle es ein Vertrag für die Nutzung der Straße geben, der unab-
hängig von den Gestattungsverträgen wäre. Dieser Vertrag solle unkündbar sein und auf die 
Rechtsnachfolger übergehen. Diese Punkte müsse man auseinanderhalten. Es solle in erster 
Linie die Verbindungsstrecke, die wichtig für Trattenbach und die Gemeinde sei, gesichert 
werden. Zusätzlich sei dann der Vorschlag der SPÖ mit der € 2.500 Regelung gekommen, 
damit auch die Hemmschwelle für eine eventuelle Kündigung der Gestattungsverträge höher 
sei. 
Bgm Steindler ergänzt, dass er sehr intensive Gespräche mit Herrn Weymayer geführt habe, 
um einen positiven Abschluss zu erzielen. Es habe schon so viele Diskussionen gegeben, so 
dass es jetzt endlich an der Zeit sei, das Thema abzuschließen. Außerdem glaube er schon 
an eine gewisse Handschlagqualität der Ternberger Bürger, man solle daher nicht davon aus-
gehen, dass heute getroffene Vereinbarungen morgen gleich wieder gekündigt würden. 
 
GR Aigner stellt fest, dass dieser Fall nicht mit anderen wie beispielsweise dem vorigen Punkt 
Zeilermayr vergleichbar sei. Es gebe hier andere Prioritäten, nämlich natürlich die Sicherung 
der Wander- und Radwege, aber vor allem die Gewährleistung der Nutzbarkeit der Straße. 
 
GR Großalber erklärt, dass er hier viele Sachen nicht verstehe. Tatsache sei, dass laut Grund-
buch das Grundstück Nr. 1247 mit 1.248 m² öffentliches Gut sei. Die Straße, von der immer 
gesprochen werde und die angeblich Herrn Weymayer gehöre, sei tatsächlich öffentliches Gut. 
Wenn man sich im Grundbuch die EZ 220 der Gemeinde anschaue sei es nämlich eindeutig, 
dass das öffentliche Gut der Gemeinde von der Brücke bis zum Hof gehe. 
Bereits im Jahr 1990 sei schon einmal öffentliches Gut aufgelassen und Herrn Weymayer 
überlassen worden – wäre dies schon damals nicht passiert, hätte man die Diskussion jetzt 
erst gar nicht. 
Er zitiert in weiterer Folge Erläuterungen zum Grundsteuerkataster und zum Grenzkataster 
aus help.gv.at 
Er stellt nochmals fest, dass die Gemeinde jetzt einen Gestattungsvertrag für ihren eigenen 
Weg abschließen wolle. Es sei eindeutig, dass dieser Weg der Gemeinde gehöre. Das stehe 
so im Grundbuch. Der Wege werde außerdem zumindest seit 1950 so genutzt wie er jetzt 
verlaufe. Es sei erwiesen, dass die 1.248 m² der Gemeinde gehören, es stehe lediglich nicht 
fest wo der Weg genau verlaufe. Bis zur Hälfte des Wegverlaufes sei es ohnehin eindeutig, 
nichts desto trotz gehöre aber der gesamte Weg der Gemeinde. Im Grundsteuerkataster seien 
Verschiebungen möglich, man sehe ja das auch im Bereich rund um den Hof Weymayer. Diese 
Verschiebungen im Kataster gäbe es, der Weg gehöre aber eindeutig der Gemeinde. Daher 
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werde jetzt über einen Gestattungsvertrag diskutiert für einen Weg, der ohnehin der Gemeinde 
gehöre. Gleichzeitig werde aber öffentliches Gut aufgelassen gegen einen Gestattungsver-
trag, der jederzeit kündbar sein – das könne er nicht verstehen. Er weist nochmals darauf hin, 
dass die Straße eine Gemeindestraße sei. Die Gemeinderäte müssten sich dessen bewusst 
sein, man brauche nur mit den Trattenbachern reden, die werden bestätigen, dass man seit 
jeher auf dieser Straße gefahren sei. 
 
AL Hochmuth erklärt, dass er genau dieses Thema mit DI Brandstötter vom Vermessungsamt 
besprochen habe. Es sei richtig, dass die Gemeinde öffentliches Gut im Ausmaß von 1.245 
m² besitze, das von der Brücke bis zum Hof Weymayer verlaufe. Es sei auch richtig, dass der 
genaue Verlauf nicht feststehe, da diese Parzelle nicht vermessen sei. Laut DI Brandstötter 
vom Vermessungsamt könne es aber nicht sein, dass der Straßenverlauf das tatsächliche öf-
fentliche Gut sei, da zwischen der Straße und dem öffentlichen Gut der Gemeinde noch wei-
tere Parzellen bestehen. In diesem Fall könne nicht von einer reinen Verschiebung ausgegan-
gen werden. 
 
GR Großalber sieht das nicht so, denn in der EZ 134 (Weymayer) stehe ganz deutlich, dass 
seine Grundstücke, es handle sich um zwei, an das öffentliche Gut heranreiche. Das sei eine 
Tatsache, die man nicht wegdiskutieren könne. 
 
Bgm  Steindler stellt fest, dass es einen Antrag gäbe, mit dem geregelt werden solle, dass das 
Wandern und Radfahren gesichert sei und die Straße für Notfälle zur Verfügung stehe. Es sei 
seiner Meinung nach nicht so wichtig, ob das jetzt ein Gestattungsvertrag sei oder etwas an-
ders, wichtig sei, dass es in dieser Angelegenheit zu einer Lösung komme, denn die jetzige 
Situation sei weder für die Gemeinde noch für Herrn Weymayer zufriedenstellen. 
Es habe seinerseits auch Überlegungen gegeben, die Straße zu verlegen und an den Verlauf 
des öffentlichen Gutes anzupassen, letztlich seien diese Kosten aber nicht gerechtfertigt. 
Die jetzt ausgearbeitete Variante mit Gestattungsverträgen sei eine Lösung, die beide Seiten 
zufriedenstelle, daher solle hier die Zustimmung erteilt werden. 
 
GR Hollnbuchner will wissen ob die Straße vom Weymayer Richtung Schreibachfall eine Forst-
straße sei. Dies ist der Fall. 
 
GV Großwindhager stellt nochmals fest, dass es sowohl beim Alpenverein als auch beim Lan-
destourismusverband Juristen gäbe. Er versteht nicht, warum diese den Vertrag nicht schauen 
können. 
 
GV Blasl hat sich ebenfalls mit der Sache intensiv befasst und auch mit Herrn Weymayer 
gesprochen. Herr Weymayer sei an einer Lösung interessiert und er könne aus eigener Erfah-
rung sagen, dass Herr Weymayer ein verlässlicher Partner sei. 
Selbstverständlich könne man die Verträge von Juristen prüfen und aufsetzen lassen. Es 
müsse aber schon jedem bewusst sein, dass mit einem Vertrag immer beide Parteien einver-
standen sein müssen – es nütze ja nichts, wenn die Gemeinde irgendwelche Sachen be-
schließe, die der andere nicht akzeptiere. 
 
GV Großwindhager erklärt nochmals, dass er nicht glaube, dass die Gemeinde in der Lage 
sei, einen Vertrag aufzusetzen, der Rechtssicherheit garantiere – und darum gehe es. 
 
Bgm Steindler stellt nochmals fest, dass es einen Antrag gäbe, über den abgestimmt werden 
solle. Es ist in einer Demokratie nun einmal so, dass es auch Mehrheitsentscheidungen gäbe 
und diese dann auch zu akzeptieren seien. 
 
GV Steindler möchte zum Thema kurz zwei Dinge feststellen. 
Die Gemeinde habe ein Interesse, dass weiterhin gewandert und Rad gefahren werden könne 
und dass die Straße nutzbar sei, das solle vertraglich geregelt sein. 
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Es solle über die Festlegung der € 2.500 auch geregelt sein, dass nicht einseitig gekündigt 
werden. Darum gehe es, diese Grundsätze sollen beschlossen werden. 
Es gäbe in der Gemeinde wichtige anstehende Projekte wie den Fußballplatz oder das Feuer-
wehrzeughaus. Jetzt diskutiere man seit mehr als zwei Jahren über einige Grundstücke, die 
seit Jahrzehnten niemand mehr gebraucht habe - es schaue aber fast so aus, dass diese 
Grundstücke die wichtigsten der Gemeinde seien. Man solle das ganze jetzt endlich abschlie-
ßen und abstimmen. 
 
GR Großalber stellt fest, dass diese Grundstücke sehr wohl von Bedeutung für die Gemeinde 
sind, man solle das nicht so abwerten, denn schließlich sei diese Straße die einzige Verbin-
dung nach Trattenbach wenn die Straße gesperrt werden müsse.  Außerdem weist er noch-
mals darauf hin, dass ein Gestattungsvertrag ohne Eintrag ins Grundbuch lächerlich sei. 
 
Für Vbgm Felberbauer geht es auch um die Wirkung für die Bevölkerung. Wenn man in sol-
chen Angelegenheiten einfach über die Leute drüberfahre, werde man sich in Zukunft schwer 
tun, Lösungen zusammenzubringen, bei denen man auf die Bürger angewiesen sei – das solle 
man auch bedenken.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird 21 JA-Stimmen angenommen, EGR Sergl (SPÖ) und GR Stögmann 
(FÖP) enthalten sich der Stimme, GR Großbalber und GV Großwindhager (beide ÖVP) 
stimmen gegen den Antrag.  
 
 
 

8.Jägerweg/Forsthubstraße - Lärm- und Sichtschutz 
 
Sachverhalt: 
 
VERLANGEN 
der unterfertigten GemeinderätInnen 
gemäß § 46 Abs. 2 OÖ Gemeindeordnung 1990 auf Aufnahme des Antrags 
Lärm-, und Sichtschutz für die Gurmannsiedlung 
 
in die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung. 
 
Einleitung/Begründung: 
Bepflanzung an der B115 Eisenstraße, km 33,700 im Bereich der Thalerstraße bis zur Alfred-
Derfler-Straße in Richtung Steyr 
 
Die Grünen Ternberg möchten einen vermehrten Schutz (Lärm – und Sichtschutz) für die Bür-
ger an der Bundesstraße anbieten. Dieser Schutz sollte nachhaltig, ressourcenschonend und 
CO2 neutral sein. Was bietet sich daher besser an als Bäume. 
Schon länger wünschen sich die Bewohner eine Lärm- und Sichtschutz. Um eine Linderung 
des Lärmes zu erzielen können, haben wir jetzt eine kostengünstige Variante mit Bäumen 
ausgearbeitet. 
 
Die Bäume müssen auf ein Lichtraumprofil ausgeastet werden. Das erfolgt in den ersten 10 
Jahren nach Pflanzung sukzessive, dann muss länger nicht ausgeastet werden. 
Auf einer Länge von ca. 150-200 m mit einem Abstand zwischen den Bäumen von ca. 5 m, 
können ca. 35 Bäume angepflanzt werden. 
 
Es wurden von einem Planungsbüro eine Reihe von Bäumen vorgeschlagen, die alle großkro-
nig „echte“ Bäume sein sollten, also keine Säulen- oder Kugelformen, wie sie in den letzten 
Jahren in Mode gekommen sind. 
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Aufgrund der Forderung der Straßenmeisterei, Tiefwurzler zu verwenden, kam dann nur mehr 
die Quercus robur (Stieleiche) zur Auswahl. Hier sollte garantiert sein, dass der Asphalt nicht 
durch die Wurzeln der Bäume beschädigt wird. 
 
Vorgaben Straßenmeisterei 

 Der Abstand der zu pflanzenden Bäume hat vom Fahrbahnrand der Landesstraße min-
destens 3,0 Meter bzw. von der Gehweghinterkante mindestens 0,5 Meter zu betragen.  

 Weiters ist in Zukunft darauf zu achten, dass der sogenannte Lichtraum von jeglichem 
Bewuchs freigehalten wird. Dieser beträgt:  
a. 30 cm hinter dem Gehweg, mindestens 2,5 Meter Höhe  
b. 1,0 Meter außerhalb des Fahrbahnrandes der Landesstraße, mindestens 5,0 Meter 

Höhe 

Stellungnahme Straßenmeisterei ist vorhanden und liegt dem Antrag bei. 

 
Vorgaben Wildbach 

 Die Bäume müssen außerhalb der Böschung bzw. maximal bis an die Böschungsober-
kante heran gepflanzt werden. Stellungnahme der Wildbachabteilung ist vorhanden. 

 Im Bereich der Kreuzung im Böschungsbereich müssen die Bäume auf die Oberkante 
gesetzt werden, damit wenn es bei Hochwasser zu einer Kurvenerhöhung kommt in die-
sem Bereich keine Bäume das Gerinne behindern. 

Stellungnahme Wildbach ist vorhanden und liegt dem Antrag bei. 
Kostenaufstellung (Schätzung) 
 

Quercus robur (Stieleiche) 8-10 cm (Stammumfang in der Höhe von einem 
Meter). Abstand zwischen den Bäumen ca. 5 Meter 
146,-- x 35 = 5 110,-- – 1 277,50 (-25% Rabatt)= 3 832,50 Euro  
Der Transport der Bäume würde von der Firma Halbartschlager kostenfrei 
sein. 
Außerdem wurde laut Mail vom 25.02. ein Rabatt von -25% in Aussicht ge-
stellt. 

3 832,50 

Kosten Bagger (a 55,--) ca. 6 h 330,-- 

Sonstiges Material wie Holzpfähler usw. 400,-- 

Alle restlichen Bauarbeiten von den Mitarbeitern der Gemeinde Ternberg. 
Aufwand ca. 1 Tage für 2 Mitarbeiter (a 40,--) 

640,-- 

Summe (Preise incl. Mwst) 5 202,50 

 
Verantwortlicher für Erhaltung, Pflege, Baumschnitt etc: Gemeinde Ternberg, Amtsleiter. 
 
 
Beschlussantrag: 
GR Altrichter stellt den Antrag, der Gemeinderat möge das vorliegende Projekt Lärm- 
und Sichtschutz beschließen und eine Umsetzung bis Jahresende 2019 in Zusammen-
arbeit mit den Gemeindebediensteten durchführen. 
 
Beratung: 
 
GR Aigner ist der Meinung, dass Bäume oder Hecken kein Lärmschutz seien. Dazu komme, 
dass es in diesem Fall nicht einmal ein Sichtschutz sei, sondern eher sogar eine Behinderung 
wenn man aus der der Thalerstraße komme. Dazu komme noch, dass die Bäume ja auch 
gepflegt werden müssten – noch dazu entlang des Gehweges, daher könne er diesem Vorha-
ben nicht zustimmen. 
 
GV Blasl erklärt, dass für Schallschutzmaßnahmen technische Maßnahmen mit entsprechen-
den Massen erforderlich seien. Sträucher, Bäume oder Hecken seien sicher kein Lärmschutz, 
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auch kein Sichtschutz und würden nur Folgekosten verursachen – der Antrag ist für ihn daher 
nicht nachvollziehbar. 
 
Bgm Steindler stellt fest, dass das Thema in der SPÖ-Fraktion eingehend diskutiert wurde, da 
grundsätzlich offen für Maßnahmen zur Verschönerung des Ortes sei. In diesem Fall glaube 
man aber auch, dass durch die Bäume kein Schallschutz erreicht werden könne. Außerdem 
befinde man sich direkt neben dem Wildbachgerinne, dass bereits jetzt ohne das dann zusätz-
liche Laub sehr aufwändig gepflegt werden müsse. 
Es habe ja bereits mehrfach Überlegungen bezüglich eines Schallschutzes für diese Siedlung 
gegeben, hier müsse man sich allenfalls nochmals intensiv damit beschäftigen. Die jetzt vor-
geschlagene Maßnahme trage aber nicht dazu bei. 
 
GR Stögmann ist ebenfalls der Meinung, dass die Bäume optisch sicher schön wären, aber 
keinen Schallschutz darstellten. Sie hat Verständnis für den Lärmschutz. Ihres Wissens nach 
wurde ja auch die 60-kmh-Beschränkung aus Lärmschutzgründen verordnet. Teilweise sei es 
aber auch so, dass die Häuser im Wissen um die Bundesstraße gebaut worden seien. Es solle 
jedenfalls keinesfalls so weit kommen, dass Lärmschutzwände wie an der Autobahn in der 
Gemeinde errichtet werden. 
 
GR Richter erklärt, dass sie von den Anrainern erfahren habe, dass die Lärmbelastung erst 
mit der Errichtung der Mauer der Unterführung zugenommen habe. Vielleicht gäbe es ja Mög-
lichkeiten, über entsprechende Umbauten oder Adaptierungen dieser Mauer das Problem zu 
lösen. 
 
GR Hollnbuchner ist der Meinung, dass wenn wirklich das Thema Schallschutz im Vordergrund 
stehe, eine Reduktion der Geschwindigkeit von 60 km/h auf 50 km/h die effektivste Maßnahme 
wäre. 
 
GR Altrichter verweist nochmals auf die positiven Stellungnahmen der Straßenmeisterei und 
der Wildbachverbauung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit 1 JA-Stimme (GR Altrichter - GRÜNE) und 21 NEIN-Stimmen abge-
lehnt, GR Richter, GR Stögmann (beide FPÖ) und GR Hollnbuchner (ÖVP) enthalten sich 
der Stimme. 
 
 
 

9.Klimabündnis - Beitritt zum Bodenbündnis, Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
Als Klimabündnisgemeinde ist der Beitritt zum Bodenbündnis schon seit längerem im Ge-
spräch. Die Mitglieder des Umweltausschusses gaben in der Sitzung vom 3. April 2019 dem 
Beitritt die Zustimmung. Für den Fall eines Beitritts, würde die Ortsbildmesse einen geeigneten 
Rahmen für die offizielle Überreichung der Mitgliedstafel bieten.  
 
Folgend die Zusammenfassung der Vorstellung des Bodenbündnisses durch Frau Mag. Larn-
dorfer-Armbruster vom Klimabündnis OÖ: 
  
Allgemeine Information: 
Das Bodenbündnis beschäftigt sich mit den wichtigen Themen Boden und Artenvielfalt. Der 
Boden ist ein unverzichtbarer Kohlenstoffspeicher und spielt bei der Klimawandelanpassung 
eine bedeutende Rolle.  
Er stellt die Grundlage dar für  

 unsere Ernährung 

 gute regionale Produkte 
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 unsere heimische Landwirtschaft 

 sauberes und ausreichend gespeichertes Trinkwasser 

 Hochwasserschutz 
 

Unversiegelte Flächen sind wie ein Schwamm und daher die unverzichtbare Vorsorge für mög-
liche Hochwasser. In Oberösterreich werden täglich 2 ha Boden (entsprechen ca. 3 Fußball-
feldern) der Landwirtschaft entzogen. 
 
Vorteile für Gemeinden im Rahmen des Bodenbündnisses: 
-Förderungen des Landes OÖ: 
a) Für Schotterrasen und Rasengittersteine 
z.B.: beim Bau von Parkflächen etc. – eine bodenschonende Flächengestaltung steht hier im 
Vordergrund 
b) Für Vorträge, Workshops, Beratungen, Unterstützung bei Veranstaltungen 
Schilder für bewusst nicht gemähte kommunale Flächen mit dem Hinweis „Hier wächst eine 
Bienenweide“ 
c) Für die Verwendung der Bodenfunktionskarte des Landes OÖ (gibt grundsätzlich Auf-
schluss über regionale Beschaffenheit des Bodens 
-Bodenschutz beim Bauen: 
Infos über bodenschonendes Bauen; Infos für Hausbauer 
-Naturnahe Gestaltung und ökologische Pflege von kommunalen Flächen: 
Berücksichtigung der Verwendung von Chemikalien zur Unkrautbekämpfung etc. 
-Einbeziehung des Themas in die örtliche Raumplanung: 
Bewusstseinsbildung bzw. Gestaltung von Parkplätzen im Hinblick auf Bodenverbrauch usw. 
 
-Kosten pro Jahr: 
Der Mitgliedsbeitrag beläuft sich pro 10 000 Einwohner auf mindestens € 60,--.  
Eine Erhöhung dieses Mindestbeitrages € 90,-- ist geplant; 
Derzeit sind in OÖ 64 Gemeinden und Städte Mitglieder des Bodenbündnisses. Ebenfalls Mit-
glieder sind das Land OÖ sowie Betriebe und viele Vereine. 
 
 
 Beschlussantrag: 
GV Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Beitritt zum Bodenbündnis 
beschließen. 
 
Beratung: 
 
GR Altrichter weist darauf hin, dass es mit dem Beitritt zum Bodenbündnis bereits beim Projekt 
Sanierung Feuerwehrhaus gewisse Fördermöglichkeiten gäbe, wenn Parkplätze nicht asphal-
tiert würden sondern andere Lösungen gefunden würden. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird mit 24 JA-Stimmen und 1 Stimmenthaltung (GV Blasl - FPÖ) durch 
Handerheben angenommen.  
 
 
 

10.Bebauungsplan Nr. 14 Änderung Nr. 1 "Herndleck" - Teilaufhebung 
des Bebauungsplanes Nr. 14 

 
Sachverhalt: 
 
Der Planungsraum ist bereits seit 1973 vom rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 14 erfasst. 
Die generelle Überprüfung der als Bauland / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen im 
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Gemeindegebiet von Ternberg, welche der derzeit im Verfahren befindlichen Änderungen Nr. 
53 des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 vorausging und die auch den gegenständlichen Pla-
nungsraum betrifft, wird nun zum Anlass genommen, um auch den Bebauungsplan Nr. 14 
grundlegend zu überarbeiten. 
 
Die westliche Planungsraumteilfläche ist bereits langfristig nicht mehr als Bauland gewidmet 
und auch für die östliche Teilfläche ist mit der derzeit im Verfahren befindlichen Flächenwid-
mungsteiländerung Nr. 4.53 die Rückwidmung in Grünland /für die Land- und Forstwirtschaft 
bestimmte Fläche, Ödland beabsichtigt. Daher ist der Planungsraum nicht von der Neuerstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 60 mit gleichzeitiger Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 
14 betroffen. 
 
Beim Planungsraum handelt es sich somit um Restflächen des Bebauungsplanes Nr. 14, der 
mit der gegenständlichen Bebauungsplanänderung aufgehoben wird. 
 
Änderungen im Zuge des Verfahren: 
 
Bei Verfahrenseinleitung der Flächenwidmungsteiländerung Nr. 4.53 war die Rückwidmung 
der Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2 (Teilfläche), KG. Bäckengraben, von Bauland /Zweitwoh-
nungsgebiet in Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland beab-
sichtigt. 
 
In Übereinstimmung mit der geplanten Rückwidmung in Grünland war für die gegenständliche 
Fläche im Stellungnahmeverfahren die Aufhebung des rechtswirksamen Bebauungsplanes 
Nr. 14 durch die Bebauungsplanänderung Nr. 14.1 vorgesehen. 
 
Auf Grund von im Zuge des Verfahrens eingelangten Stellungnahmen und zwischenzeitlich 
geänderter Rahmenbedingungen (Rodungsbewilligung für Gst. Nr. 2046/14) erfolgt im Geneh-
migungsverfahren der Flächenwidmungsteiländerung die Beibehaltung der Baulandwidmung 
für die gegenständliche Fläche. 
 
In Reaktion darauf sollen die Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2 (Teilfläche), KG. Bäckengraben, 
weiterhin von einem Bebauungsplan erfasst werden und wird der Geltungsbereich der gegen-
ständlichen Bebauungsplanänderung Nr. 14.1 um die betroffenen Flächen der Gst. Nr. 
2046/14 und 2046/2 (Teilfläche) reduziert. Zugleich wird die gegenständliche Fläche der Gst. 
Nr. 2046/14 und 2046/2 (Teilfl.) in den Geltungsbereich der zeitgleich im Verfahren befindli-
chen Bebauungsplanneuerstellung Nr. 60 aufgenommen. 
 
Auf Grund der oben angeführten Änderung nach der öffentlichen Auflage, wurden die Ehegat-
ten Liedlbauer Karl und Anna bzw. Hr. Mayr Gerald daher nochmals nachweislich gem. § 33 
Abs. 4 Oö. ROG 1994 verständigt und die Gelegenheit gegeben eine Stellungnahme abzuge-
ben.  
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Bebau-
ungsplan Nr. 14 Änderung Nr. 1 der Topos III Stadt- & Raumplanung beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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11.Bebauungsplanänderung Nr. 39.11 - Anpassung der Legende (Einfrie-
dung, Stützmauern und Sockelhöhen) 

 
Sachverhalt: 
 

 
 
Um einen größeren Gestaltungsspielraum bei der Dachgestaltung von Zubauten bzw. 
Nebengebäude zu gewährleisten, wird für den gesamten Planungsraum festgelegt, dass die 
gem. Änderung Nr. 8 des Bebauungsplanes Nr. 39 unter Punkt 5 definierten textlichen 
Festlegung zu Dächern lediglich auf das Hauptdach anzuwenden sind. Das Hauptdach ist 
gem. rechtswirksamer Bebauungsplanfestlegung die höchste Dachfläche, die mindestens die 
Hälfte des Objektes einnimmt. Sonstige Änderungen an den gemäß Rechtsstand unter Punkt 
5 definierten textlichen Festlegungen zu Dächern werden nicht vorgenommen. 
 
Diese Änderungen des Punktes 5 wurde durch die bereits rechtswirksame 
Bebauungsplanänderung Nr. 39.9 sowie die derzeit im Verfahren befindliche 
Bebauungsplanänderung Nr. 39.10 bereits für Teilflächen des Planungsraumes vorgesehen 
und soll durch die gegenständliche Bebauungsplanänderung für den gesamten Planungsraum 
umgesetzt werden. 
 
Gemäß rechtswirksamen Bebauungsplan ist die Errichtung von Stützmauern auf eine Höhe 
von  
max. 1,0 m limitiert und ist zudem kein Bezugsniveau für die Höhenfestlegung angegeben. Im 
nördlichen, östlichen und südöstlichen Randbereich des Planungsraumes liegen zum Teil 
hohe Hangneigungen von über 20 % vor und ist die gemäß Rechtsstand zulässige Höhe von 
Stützmauern oftmals nicht ausreichend, um eine den derzeit üblichen Gestaltungsgrundsätzen 
entsprechende, zweckmäßige und geordnete Bebauung zu ermöglichen. 
 
In Übernahme der Grundintension der rechtswirksamen Festlegung sind 
Niveauveränderungen und Stützmauern, sofern sie nicht aufgrund der bestehenden 
Geländeverhältnisse unbedingt erforderlich sind (wie die Integration in bestehende 
Niveauunterschiede des gewachsenen natürlichen Geländes), unzulässig. Zulässige 
Niveauveränderungen sowie Stützmauern haben zur Sicherung der Gestaltungsqualität im 
Einklang mit der Entwicklung des Orts- und Landschaftsbildes zu stehen. In Reaktion auf die 
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bestehenden Geländeverhältnisse wird die zulässige Höhe von Stützmauern auf 1,2 m erhöht 
und zudem das jeweils tiefer gelegende natürliche Gelände als Höhenbezug festgelegt. 
 
Die derzeit rechtswirksame Bebauungsplanfestlegung beschränkt die Errichtung von 
undurchsichtigen Einfriedungen auf eine Höhe von lediglich 0,3 m (Sockel) und wird mit dieser 
Festlegung den Schutzbedürfnissen (insbesondere Sichtschutz) zwischen den benachbarten 
Bauplätzen nicht ausreichend nachgekommen. 
 
Unter Anwendung der üblichen Höhenbechränkung für einen Sockel werden undurchsichtige 
Einfriedungen entlang den Straßenfluchlinien auf eine Höhe von max. 0,6 m, bezogen auf das 
Geländeniveau an der Grenze zwischen öffentlichem Gut und privater Grundstücksgrenze, 
beschränkt. Somit werden weiterhin die verkehrstechnischen Erfordernissen hinsichtlich der 
Sichtwinkel und Sichtverhältnisse in Kreuzungs- und Ausfahrtsbereichen sowie eine offene 
Straßenraumgestaltung sichergestellt. Um den Schutzbedürfnissen zwischen den Bauplätzen 
zu entsprechen, wird entlang den seitlichen und hinteren Nachbargrundgrenzen keine 
Höhenbeschränkung für Einfriedungen im Bebauungsplan festgelegt und sind daher für diese 
Bereiche die Bestimmungen des § 49 Oö. Bau TG 2013 anzuwenden. 
 
 
Bestand: BBPl. Änd. 39.8 
 
Legende Nr. 9) Außengestaltung der Hauptgebäude, Garagen, Nebengebäude und Ein-
friedungen: 
Verputz: 
Die Gebäude sind in gedeckten Farben (keine grellen Farben) zu verputzen. 
Höhenunterschiede: 
natürliche und künstlich hergestellte Höhenunterschiede des Geländes sind durch Böschun-
gen 
auszugleichen. Stützmauern sind nur bei unbedingter Notwendigkeit bis zu 1,00 m Höhe er-
laubt. 
Die senkrechten Sichtflächen sind durch Sträucher und Begrünungen aufzulockern bzw. teil-
weise 
abzudecken. 
Einfriedungen: 
Holzzäune oder Drahtgeflechtzäune mit dahinter gepflanzten Hecken aus heimischen Sträu-
chern 
(keine Thujen) auszuführen. Zaunsockel sind mit max. 30 cm begrenzt. Für die Höhe der 
Einfriedung gilt die Oö. BauO in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 
BBPl. Änd. 39.11 – TOPOS III vom April 2019 
 
Legende Nr. 5) Dächer 
 
Die Festlegungen für Dächer gelten nur für Hauptdächer. 
 
Legende Nr. 8) Außengestaltung der Hauptgebäude, Garagen, Nebengebäude und Ein-
friedungen: 
 
Verputz: Die Gebäude sind in gedeckten Farben (keine grellen Farben) zu verputzen. 
 
Höhenunterschied: Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern sind nur im erforderlichen 
Ausmaß zulässig und dürfen zu keiner Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes des Sied-
lungsbereiches führen. Stützmauern über zukünftigem Gelände dürfen eine Höhe von 1,2 m 
und zwar über dem jeweils tiefer gelegenen natürlichen Gelände, nicht überschreiten. 
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Einfriedungen: Einfriedungen in undurchsichtiger Bauweise dürfen entlang den Straßenflucht-
linien eine Höhe von 0,6 m (Sockel) bezogen auf das Geländeniveau an der Grenze zwischen 
öffentlichem Gut und privater Grundstücksfläche nicht überschreiten. 
 
Die sonstigen Festlegungen des Bebauungsplanes Nr. 39 inkl. rws. Änderungen bleiben voll-
inhaltlich aufrecht. 
Auf die Planunterlagen der Topos III – Bebauungsplan Nr. 39 Änderung Nr. 11 „Ternberg Süd“ 
wird verwiesen. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Planung und Infrastruktur am 14.03.2019 wurde die Be-
bauungsplanänderung (Einfriedungen, Stützmauern und Sockelhöhen) vorberaten und be-
schlossen. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das Verfahren 
zur Änderung Nr. 11 des Bebauungsplanes Nr. 39 einzuleiten. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

12.Bebauungsplanänderung Nr. 56.1 "Schaupp IV" - Kahlhofer/Buchber-
ger; Ansuchen vom 08.04.2019 

 
Sachverhalt: 
Am 08.04.2019 haben die Grundeigentümer der Parz. Nr. 1337/4, KG. Ternberg, Hr. 
Kahlhofer Gerald und Fr. Buchberger Elisabeth, um Änderung des Bebauungsplanes Nr. 56 
„Schaupp IV“ angesucht.  

Der gegenständliche Bebauungsplanänderungsbereich betrifft die Grundstücke Nr. 1337/3 
bzw. 1337/4, der KG. Ternberg.  

Damit die Realisierung Ihres Bauvorhaben „Errichtung eines Einfamilienhauses“ erfolgen 
kann sind folgende Abänderungen zum rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 56 erforderlich: 

 Neudefinition der maximal zulässig in Erscheinung tretenden Geschosse: 
II-b/II+DG-t Zahl der Geschosse als Höchstgrenze bergseitig/talseitig 
II-b: Bergseitig maximal 2 Geschosse 
II-DG-t: Talseitig maximal 2 Geschosse plus Dachgeschoss. 

 Anhebung der maximalen Firsthöhe von 10,5 m auf 12,0 m, reagierend auf die geän-
derte Festlegung der Geschosse sowie die topographischen Verhältnisse und die 
Lage des Höhenbezugspunktes: 
FH 12,0 m Firsthöhe (=Gesamthöhe) als Höchstgrenze bezogen auf den oberflächenbe-
festigten Fahrbahnrand am jeweils zugeordneten Höhenbezugspunkt 

 Anhebung von 7,5 m auf 8,5 m bzw. Neudefinition der maximalen Traufenhöhe, rea-
gierend auf die geänderte Festlegung der Geschosse sowie die topographischen 
Verhältnisse und die Lage des Höhenbezugspunktes. Um auch bergseitig eine zwei-
geschossige Erscheinung der Gebäude zu ermöglichen, gilt die Traufenhöhe nur talseitig. 
Bergseitig darf die Traufenhöhe bis zur Firsthöhe überschritten werden. 
TH-t 8,5m Traufenhöhe talseitig (als Höchstgrenze) bezogen auf den oberflächenbefestig-
ten Fahrbahnrand am jeweils zugeordneten Höhenbezugspunkt. 
Bergseitig ist eine Überschreitung der Traufenhöhe bis zur festgelegten Firsthöhe (=Ge-
samthöhe) zulässig. 
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 Herausnahme der Gültigkeit des Höhenbezugspunktes für Geschosse: 
Höhenbezugspunkt für die maximal zulässige Traufen- und Firsthöhe (=Gesamthöhe) 
(oberflächenbefestigter Fahrbahnrand) 

 Festlegung einer maximalen Dachneigung, insbesondere um in Kombination mit 
der zulässigen Traufen- und Firsthöhe zu definieren, ab welchem Punkt die bergsei-
tige Überschreitung der Traufenhöhe zulässig ist: 
DN 45° Maximale Dachneigung 

 Klarstellende, geringfügige Modifikation folgender beiden Festlegungen (Änderun-
gen sind hervorgehoben): 
GFZ 0,4 Geschossflächenzahl (Verhältnis der Gesamtgeschossfläche zur Fläche des 
Bauplatzes) als Höchstwert 
In die Gesamtgeschossfläche sind einzurechnen: 
Geschosse über dem Erdboden nach den Außenmaßen der Gebäude;  
Wohnungen und sonstige Aufenthaltsräume in Dachgeschossen, Dachräumen und Keller-
geschossen einschließlich ihrer Umfassungswände; 
Nebengebäude, Garagen und Abstellplätze mit Schutzdächern (Carports). 
Bei der Ermittlung der Gesamtgeschossfläche bleiben Balkone, Loggien, Erker, Terras-
sen, Tiefgaragen inkl. überdachter Ein- und Ausfahrten, Schutzdächer (exkl. Carports), 
Dachvorsprünge sowie ähnliche bauliche Anlagen unberücksichtigt. 
 
Die Neuerrichtung von Gebäuden und Schutzdächern (inkl. Carports) ist außerhalb der 
Baufluchtlinien unzulässig. Ausgenommen sind: 
- Tiefgaragen, inkl. Ein- & Ausfahrten, 
- die in den Bereichen G zulässigen Bauwerke bzw. Gebäude oder Gebäudeteile, 
- Glashäuser, Garten- und Gerätehütten sowie ähnliche Nebengebäude und Schutzdä-
cher (exkl. Carports) mit einer bebauten Fläche bis insgesamt maximal 15 m² je Bau-
platz außerhalb des Vorgartenbereiches. 

 
Auf die Planunterlagen der Topos III -  Bebauungsplan Nr. 56 Änderung Nr. 1 „Schaupp IV“ 
wird verwiesen. 
 
Die Kosten für die Bebauungsplanänderung werden von den Antragstellern getragen. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Planung und Infrastruktur am 18.04.2019 wurde das An-
suchen vorberaten. Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das Verfahren 
zur Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Nr. 56 einzuleiten. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

13.Bebauungsplan-Neuerstellung Nr. 60 "Herndleck" bei gleichzeitiger 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 14 

 
Sachverhalt: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat in seiner Sitzung am 06.07.2017 die Ein-
leitung des Verfahrens zur Bebauungsplan-Neuerstellung Nr. 60 und Teilaufhebung des Be-
bauungsplanes Nr. 14 „Herndleck“ beschlossen. 
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Auf Grund des Einleitungsbeschlusses durch den Gemeinderat hat die Gemeinde Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Die entsprechenden Änderungspläne konnten zur 
Einsichtnahme beim Marktgemeindeamt während der Amtsstunden eingesehen werden. 
 
Eingelangte Stellungnahmen: 
 
Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land, GZ: BHSEForst-2017-356336/2-REI: 
 
In der forstfachlichen Stellungnahme wird bemängelt, dass bislang ein Waldperimeter für das 
Zweitwohnungsgebiet keine Berücksichtigung gefunden hat. Für die Errichtung neuer Wohn-
objekte wird aus forstfachlicher Sicht ein Waldperimeter von 30 m gefordert und wäre somit 
der Neubau solcher Objekte innerhalb des vorliegenden Bebauungsplanes Nr. 60 nicht mög-
lich. 
 
Abt. Raumordnung / Örtliche Raumordnung, Amt der Oö. Landesregierung, GZ RO-2017-
334362/7-GR, vom 06.10.2017: 
 
Aus Sicht der Örtlichen Raumordnung kann der Planung zugestimmt werden, wenn die forst-
fachlichen Forderungen berücksichtigt werden. Jedenfalls ist sicherzustellen, dass das Ge-
fährdungspotenzial im Vergleich zum Rechtsstand nicht erhöht (gleiche Bebauungsdichte und 
Waldabstände) wird. 
 
Folgend wird zu diesen Stellungnahmen bzw. Einwendungen vom Ortsplaner wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Grundsätzlich wird festgehalten, dass die Baufluchtlinienfestlegung weitgehend gemäß der 
bisherigen Intentionen des Bebauungsplanes Nr. 14 in einem Regelabstand von 3,0 m zu den 
Erschließungsflächen und Planungsraumgrenzen erfolgte und somit der durch Baufluchtlinien 
definierte Waldabstand im Vergleich zu den Festlegungen des rechtswirksamen Bebauungs-
planes Nr. 14 nicht verringert wurde. 
 
Im Anhang 2 „Beschränkung der WE-Widmung“ des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 wird für die 
als Bauland / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen folgende Festlegung zum erforderli-
chen Waldabstand getroffen: „Sofern in Bebauungsplänen nicht davon abweichende Festle-
gungen getroffen werden, muss bei Gebäuden im Waldnahbereich ein Abstand von mindes-
tens 15 m zum Waldrand eingehalten werden. Falls dieser Abstand durch bestehende Ge-
bäude bereits unterschritten wurde, darf durch An-, Zu- oder Neubauten dieser Abstand nicht 
weiter verringert werden“. 
In Reaktion darauf wird für den im 30 m-Waldperimeter gelegenen Bauplatz (Gst. Nr. 2046/24, 
KG. Bäckengraben), welcher derzeit noch nicht von einem Bebauungsplan erfasst war, eine 
Modifikation der östlichen Baufluchtlinie vorgenommen. Im Vergleich zum Planentwurf des 
Stellungnahmeverfahrens wird die östliche Baufluchtlinie zurückgenommen und somit der Min-
destabstand zwischen Baufluchtlinie und östlich situiertem Wald entsprechend forstrechtlicher 
Planung von ursprünglich 10 m auf 15 m erhöht. 
Dadurch wird sichergestellt, dass das Gefährdungspotenzial im Waldabstandsbereich im Ver-
gleich zu den Festlegungen des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 14 und Flächenwid-
mungssteiles Nr. 4 durch die gegenständliche Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 60 
nicht erhöht wird. 
Um die Bebauungsplanneuerstellung inhaltlich mit der zeitgleich im Verfahren befindlichen 
Änderung Nr. 53 des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 abzustimmen, welche ebenfalls die gegen-
ständliche Planungsraumfläche erfasst, wird die textliche Festlegung mit der Nr. 1.1 folgen-
dermaßen geändert: 
 
1.1 Die Wohnnutzfläche ist auf maximal 60 m² in einem Hauptgebäude je Bauplatz limitiert. 

Die mit Nebengebäuden, Glashäusern, Garten- und Gerätehütten oder Schutzdächern (in-
klusive Carports) bebauten Fläche darf insgesamt max. 15 m² je Bauplatz betragen und 
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eine Traufenhöhe von 3,0 m darf nicht überschritten werden. Bestehende Abweichungen 
sind gemäß Baukonsens zulässig. Die Wiedererrichtung der bestehenden Gebäude ist 
nach Abbruch, Naturkatastrophen oder Feuer jedenfalls im Ausmaß des konsensgemäßen 
Bestandes zulässig. 

 
Gem. § 33 Abs. 3 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 wurde durch nachweisliche Verständigung 
der betroffenen Grundeigentümer, Anschlag auf der Amtstafel sowie Kundmachung auf der 
Homepage darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan Nr. 60 „Herndleck“ bei gleichzeitiger 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 14 durch vier Wochen, vom 22.03.2018 bis ein-
schließlich 27.04.2018, im Marktgemeindeamt Ternberg während der Amtsstunden zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufliegt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Änderungen im Zuge des Verfahrens: 
 
Bei der Verfahrenseinleitung der Flächenwidmungsteiländerung Nr. 4.53 war die Umwidmung 
der Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2 (Teilfläche), KG. Bäckengraben, von Bauland /Zweitwoh-
nungsgebiet in Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland beab-
sichtigt. 
 
In Übereinstimmung mit der geplanten Rückwidmung in Grünland war für die gegenständliche 
Fläche im Stellungnahmeverfahren die Aufhebung des rechtswirksamen Bebauungsplanes 
Nr. 14 durch die Bebauungsplanänderung Nr. 14.1 vorgesehen. 
 
Auf Grund von im Zuge des Verfahrens eingelangten Stellungnahmen und zwischenzeitlich 
geänderter Rahmenbedingungen (Rodungsbewilligung für Gst. Nr. 2046/14) erfolgt im Geneh-
migungsverfahren der Flächenwidmungsteiländerung die Beibehaltung der Baulandwidmung 
für die gegenständliche Fläche. In Reaktion darauf sollen die Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2 
(Teilfläche), KG. Bäckengraben, weiterhin von einem Bebauungsplan erfasst werden und wird 
diese Fläche vom Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung Nr. 14.1 ausgenommen. 
Im Zuge des Verfahrens erfolgte somit eine Erweiterung der Planungsraumfläche des Bebau-
ungsplanes Nr. 60 um die Fläche der Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2 (Teilfläche), KG. Bäcken-
graben. Entsprechend der Logik der Bebauungsplanfestlegungen für die angrenzenden Be-
bauungsplanbereiche wird die Teilfläche des Gst. Nr. 2046/2 als private Verkehrsfläche aus-
gewiesen. Die durchgehende Baufluchtlinienfestlegung für das Gst. Nr. 2046/1 erfolgt gem. 
den bisherigen Intentionen des Bebauungsplanes Nr. 14 in einem Regelabstand von 3,0 m zu 
den Erschließungsflächen und Planungsraumgrenzen. Für diesen durch Baufluchtlinien defi-
nierten bebaubaren Bereich werden die selben Festlegungen wie für den angrenzenden Be-
bauungsplanteilbereich übernommen. 
 
Auf Grund der oben angeführten Änderungen nach der öffentlichen Auflage, wurden die Ehe-
gatten Liedlbauer Karl und Anna bzw. Hr. Mayr Gerald daher nochmals nachweislich gem. § 
33 Abs. 4 Oö. ROG 1994 verständigt und die Gelegenheit gegeben eine Stellungnahme ab-
zugeben. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Vom Gemeinderat sind nunmehr die Stellungnahmen zu behandeln und in weiterer Folge ist 
vom Gemeinderat der Bebauungsplan zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Bebauungsplan-Neuer-
stellung Nr. 60 bei gleichzeitiger Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 14 und der 
Bezeichnung „Herndleck“ entsprechend des Planes der Topos III Stadt- & Raumpla-
nung beschließen. 
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Beratung: 
Keine Wortmeldungen   
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

14.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.24 und Änderung des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 1.9 "Sergl Regina" - Ansuchen vom 

28.05.2019 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Antrag vom 28.05.2019 hat Fr. Sergl Regina, wohnhaft in 4452 Ternberg, Schilfweg 15, 
um Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 auf der Parz. Nr. 20/1 (teilweise), KG. Bä-
ckengraben, angesucht. 
 
Der gegenständliche Änderungsbereich ist derzeit als Grünland gewidmet und soll zukünftig 
als Bauland/Wohngebiet ausgewiesen werden. 
 
Weiters wurde von der Antragstellerin die Abänderung des ÖEK gewünscht. Die Parz. Nr. 20/1 
der KG. Bäckengraben soll ins ÖEK als Siedlungsentwicklungsgebiet aufgenommen werden. 
 
Auf das Parzellierungskonzept von Topos III vom 28.05.2019 wird verwiesen. 
 
Die Antragstellerin erklärt sich bereit, im Rahmen des notwendigen Änderungsverfahrens eine 
Infrastrukturkosten-Vereinbarung abzuschließen. 
 
Im Zuge des Verfahrens sind noch ua. folgende begleitende Maßnahmen erforderlich: 
 

- Abklärung Oberflächenwässer der Straße 
- Abklärung Lärmbelastung – schalltechn. Gutachten 
- Kanalplanung 
- Abklärung Entwässerung/ÖBB 
- Abklärung „allgemeine Flächen“ ( Parkplätze, Spielplätze, …) 
- Abklärung Straßenbreite 
- Abklärung Privatbrunnen 
- Abklärung Umweltprüfung (FFH-Gebiet, AT3128000) 
- Abklärung Raumordnungsvertrag 
- Abklärung Bebauungsplanerstellung 
- Zustimmung der Landesstraßenverwaltung – geplante Anbindung an die Landesstraße 

 
In der Sitzung des Ausschusses für Planung und Infrastruktur wurden die Ansuchen mit Herrn 
DI Lueger und Fr. Mag. Reiter (TOPOS III) vorberaten und die Zustimmung erteilt. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das Verfahren 
zur Änderung Nr. 24 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 und das Verfahren zur Ände-
rung Nr. 9 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1 einzuleiten. 
 
Beratung: 
 
GR Stögmüller ersucht, im Zuge dieser Widmung nochmals ein Gespräch mit Herrn Auer be-
züglich einer Anbindung des Seerosenweges an die Landesstraße zu führen. 



 - 35 - 

Bgm Steindler erläutert, dass für die Neuparzellierung eine Verbindung an die Landesstraße 
vorgesehen ist. Diese Straßenverbindung könnte dann auch von den Anrainern im Seerosen-
weg genutzt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit 21 JA-Stimmen und einer Gegenstimme (GR Altrichter - GRÜNE) 
durch Handerheben angenommen, EGR Sergl, GV Steindler und Bgm Steindler (alle 
SPÖ) stimmen wegen Befangenheit nicht mit. 
 
 
 

15.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.53 (Zweitwohnungsgebiete) - 
Öffentliche Planauflage; Behandlung der eingelangten Stellungnahmen 

 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat in seiner Sitzung am 11.05.2017 die Ein-
leitung des Verfahrens zur Änderung Nr. 53 des Flächenwidmungsplanes beschlossen. 
 
Auf Grund des Einleitungsbeschlusses durch den Gemeinderat hat die Gemeinde Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Die entsprechenden Änderungspläne konnten zur 
Einsichtnahme beim Marktgemeindeamt während der Amtsstunden eingesehen werden. 
 
Eingelangte Stellungnahmen (Behörden und Planungsträger): 
 
Forstfachliche Stellungnahme, Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land, GZ: BHSEForst-2017-
356502/2-REI, vom 01.09.2017 
Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung Oberösterreich Ost, GZ: VI/10c-913-
2017, vom 28.07.2017 
Abteilung Grund- und Trinkwasserschutz, Amt der Oö. Landesregierung, GZ: GTW-2016-
12667/15-DI, vom 09.08.2017 
Regionsbeauftragter für Natur- und Landschaftsschutz, Amt der Oö. Landesregierung, GZ: 
BBA-LI-2015-25884/39-Go/Bran, vom 29.09.2017 
Abteilung Raumordnung, Amt der Oö. Landesregierung, GZ: RO-2017-310939/7-Gr, vom 
02.10.2017 
 
Anregungen und Einwendungen (Planbetroffene, Bürgerbeteiligung) 
 
Stellungnahme von Herbert Eckert, vom 24.04.2018 
E-Mail-Stellungnahme von Josef Engertsberger, vom 03.04.2018 
Stellungnahme der Franz Josef Hartlauer Privatstiftung, vertreten durch Prof. Haslinger & 
Partner Rechtsanwälte, GZ: 031-2/2017/Gr, vom 05.09.2017   
Stellungnahme der Franz Josef Hartlauer Privatstiftung, vertreten durch Prof. Haslinger & 
Partner Rechtsanwälte, GZ: 031-2/2018/Gr/Tr, vom 24.04.2018   
Stellungnahme von Fam. Kastner, vom 10.04.2018 
Stellungnahme von Siegfried Leitgeb, vom 10.04.2018 
Stellungnahme von Karl und Anna Liedlbauer, vertreten durch Wirleitner-Oberlindober-Gursch 
Rechtsanwälte, GZ: 031-2/2018/Gr/Tr 
Stellungnahme von Dr. Ernst Mayr, vom 19.04.2018 
Stellungnahme von Harald Pötzelberger, vertreten durch RA Dr. Robert Aflenzer, vom 
19.04.2018 
Stellungnahme von Gottfried und Karoline Schindlinger, vom 20.04.2018 
Stellungnahme von Ralf Wartecker, vom 25.04.2018 und 27.04.2018 
E-Mail-Stellungnahme von Franz Zweckmayr, vom 15.02.2018 
E-Mail-Stellungnahme von Eva Geyer-Hanreich, vom 26.02.2018 
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Folgend wird zu diesen Stellungnahmen bzw. Einwendungen vom Ortsplaner wie folgt Stellung 
genommen, untergliedert nach Planungsraumteilflächen 
 
1.1 | Planungsraumteilfläche a – Gst. Nr. 978/4, KG Ternberg 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

In der naturschutzfachlichen Stellungnahme wird die Ausweisung eines mindestens 10 m brei-
ten Grünzuges entlang des Mühlbach Zubringers sowie die Beibehaltung der im Anhang 2 des 
Flächenwidmungsteiles festgelegten Beschränkung von Geschossanzahl und Gebäudehöhe 
auf den Bestand gefordert. 

Gemäß Stellungnahme der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft ist der Anschluss der 
Planungsraumteilfläche an den öffentlichen Kanal und die Wassergenossenschaft Trinkwas-
ser Mühlbach erforderlich. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

In Reaktion auf die oben angeführten Einwendungen wird die Baulandwidmung reduziert und 
in einer Breite von 10,0 m entlang der südöstlichen Planungsraumgrenze eine Grünfläche mit 
besonderer Widmung – Grünzug Gz 5 mit folgender Festlegung ausgewiesen: 

Gz5 Grünfläche mit besonderer Widmung - Grünzug 
Gewässerbegleitender Grünzug 

Funktion: Sicherung und Weiterentwicklung von gewässerbegleitenden Grünflächen 
vorrangig hinsichtlich ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit und ihrer Bedeutung für 
das Landschaftsbild. 
Festlegungen: Eingriffe, die die o.a. Funktionen des Grünzuges negativ beeinflussen 
können, sind unzulässig. Notwendige Unterbrechungen des Grünzuges für Erschlie-
ßung, Ver- und Entsorgung u. dgl. im Ausmaß von maximal 20 % der jeweiligen Grün-
zugsfläche sind gestattet. 

Durch diese Widmungsänderung kommt die Baulandwidmung zur Gänze außerhalb der aus-
gewiesenen Gelben und Roten Gefahrenzonen Wildbach zu liegen. 

Um der Forderung nach Beibehaltung der Beschränkung von Geschossanzahl und Gebäude-
höhe auf den Bestand nachzukommen, wird einerseits für die Baulandflächen des Planungs-
raumteilbereiches folgende Widmungskategorie vorgesehen: 

WE1 Zweitwohnungsgebiet 
Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4. 

Andererseits wird die Fläche wieder in den Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles mit nachfol-
gender Festlegung mit aufgenommen: 

Geschossanzahl und Gebäudehöhe beibehalten 

Durch diese Widmungsfestlegung wird der Eignung der Planungsraumteilfläche für eine dau-
ernde Wohnnutzung weiterhin entsprochen und die gemäß Oö. ROG 1994 zulässige Errich-
tung vom Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf beibehalten. 

Nicht relevant für das Widmungsverfahren ist der von der Abteilung Grund- und Trinkwasser-
schutz geforderte Anschluss an die Wassergenossenschaft Trinkwasser Mühlbach und den 
öffentlichen Kanal. Diese Forderung ist im Zuge des Bauplatz- oder Baubewilligungsverfah-
rens vorzuschreiben.  

1.2 | Planungsraumteilfläche b – Gst. Nr. 2104/4, KG Ternberg 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Gemäß forstfachlicher Stellungnahme gilt die Planungsraumteilfläche mit Ausnahme des Wo-
chenendhauses als Wald im Sinne des Forstgesetzes 1975 und wird die Ersichtlichmachung 
im Flächenwidmungsteil gefordert.  
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Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Beibehaltung der in Anhang 2 des Flächenwidmungs-
teiles festgelegten Beschränkung von Geschossanzahl und Gebäudehöhe auf den Bestand 
erforderlich.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Im Zuge der Verfahrens konnte für die gegenständliche Fläche keine Rodungsbewilligung und 
kein Nachweis einer geeigneten Wasserversorgung für eine dauernde Wohnnutzung vorgelegt 
werden. Im Erläuterungsbericht wurde eine ausreichende Wasserversorgung als Widmungs-
voraussetzung für eine Widmung mit zulässiger dauernder Wohnnutzung festgelegt. Da diese 
Widmungsvoraussetzung nicht erfüllt wird und keine Rodungsbewilligung vorliegt, weist die 
Fläche keine Eignung für eine dauernde Wohnnutzung auf und wird daher die Widmungska-
tegorie folgendermaßen geändert:  

WE2 Zweitwohnungsgebiet 
Errichtung von Bauwerken für dauernden Wohnbedarf unzulässig. 
Sonstige Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4. 

Zugleich wird die Fläche wieder mit der rechtswirksamen Beschränkung in den Anhang 2 des 
Flächenwidmungsteiles aufgenommen und somit der oben angeführten naturschutzfachlichen 
Forderung entsprochen: 

Geschossanzahl und Gebäudehöhe beibehalten, max. 60 m² Nutzfläche 

Die bestehende Widmung einer Punktmäßigen Darstellung für Fußwege im Nordosten des 
Planungsteilraumes wird weiterhin unverändert gemäß rechtswirksamem Flächenwidmungs-
teil Nr. 4 übernommen. 

Hinsichtlich der forstfachlichen Forderung wird angemerkt, dass die Ersichtlichmachung von 
Wald entsprechend der forstfachlichen Planung im direkten Anschluss an ein rechtswirksam 
als Zweitwohnungsgebiet gewidmetes Gebäude raumordnungsfachlich nicht nachvollzogen 
werden kann. Bei Berücksichtigung eines ausreichend großen Schutzabstandes zum Gebäu-
debestand würde die Fläche der Ersichtlichmachung weniger als 1.000 m² umfassen und so-
mit gemäß § 1a Forstgesetz 1975 nicht mehr als Wald im Sinne des Bundesgesetzes gelten. 
Die Ersichtlichmachung von Planungsraumteilflächen als Wald entsprechend der forstrechtli-
chen Planung wird somit aufgrund des Gebäudebestandes und des Flächenausmaßes als 
nicht zweckmäßig erachtet. 

 

1.3 | Planungsraumteilfläche c – Gst. Nr. 831/7, KG Trattenbach 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Aus forstfachlicher Sicht ist eine Widmungsänderung mit Erweiterung der Nutzungsoptionen 
im Vergleich zur rechtswirksamen Widmungskategorie aufgrund der Lage der Planungsraum-
teilfläche im Abstandsbereich des Waldbestandes auf Gst. Nr. 828, KG Trattenbach, nicht 
möglich.  

Der Regionsbeauftragte für Natur- und Landschaftsschutz fordert für die Fläche, analog zur 
Planungsraumteilfläche b, die Beibehaltung der in Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles fest-
gelegten Beschränkung von Geschossanzahl und Gebäudehöhe auf den Bestand. 

Zusätzlich wurde für die gegenständliche Fläche eine schriftliche Einwendung von Herrn 
Zweckmayr, Eigentümer des Waldgrundstückes Nr. 828 sowie der umgebenden landwirt-
schaftlichen Flächen, eingebracht. In dieser Einwendung wird angeführt, dass eine Rodungs-
bewilligung für das Gst. Nr. 828 nicht gewünscht ist und grundsätzlich Bedenken bezüglich der 
Ermöglichung eines Hauptwohnsitzes auf der gegenständlichen Fläche vorliegen.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Im Erläuterungsbericht wurde das Vorliegen eines positiven Abstimmungsergebnisses mit der 
Aufgabengruppe "Forst" der Bezirkshauptmannschaft Steyr bezüglich der Waldfläche auf 
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Gst. Nr. 828 eindeutig als Widmungsvoraussetzung für eine Widmung mit zulässiger dauern-
der Wohnnutzung festgelegt. Da diese Widmungsvoraussetzung im Zuge des Verfahrens nicht 
erfüllt werden konnte, weist die Fläche keine Eignung für eine dauernde Wohnnutzung auf und 
wird daher die Widmungskategorie folgendermaßen geändert:  

WE2 Zweitwohnungsgebiet 
Errichtung von Bauwerken für dauernden Wohnbedarf unzulässig. 
Sonstige Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4. 

Zusätzlich wird aufgrund der weiterhin bestehenden Waldrandlage die rechtswirksame Schutz- 
oder Pufferzone im Bauland, angepasst an die Planzeichenverordnung für Flächenwidmungs-
pläne (LGBl. Nr. 26/2016), für die Planungsraumteilfläche ausgewiesen: 

SP4 Schutz- oder Pufferzone im Bauland 
 Keine Erweiterung der bestehenden Gebäude 

Reagierend auf die oben angeführte naturschutzfachliche Forderung wird die Fläche wieder 
mit der rechtswirksamen Beschränkung in den Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles aufge-
nommen: 

Keine Erweiterung des bestehenden Gebäudes 

 

1.4 | Planungsraumteilfläche d – Gst. Nr. 1031/1, 1031/3 (Teilfl.), 1031/5 (Teilfl.), 1032/2 
(Teilfl.), KG Ternberg 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme vom Eigentümer des 
Gst. Nr. 1032/2 ein, welche grundsätzlich Einwendungen gegen den Ausschluss der Errich-
tung von Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungskategorie sowie eine 
Anregung auf Umwidmung der östlichen Teilfläche des Gst. Nr. 1032/2, KG Ternberg, in Bau-
land beinhaltet.  
In der forstfachlichen Stellungnahme wird angeführt, dass kein Einwand gegen die im Stel-
lungnahmeverfahren vorgesehene Widmungskategorie Bauland / Zweitwohnungsgebiet WE 2 
vorliegt, sofern die Errichtung von Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Wid-
mungskategorie ausgeschlossen wird.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53, Ternberg", TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Sowohl für die Planungsraumteilfläche d als auch für die benachbarte Teilfläche w liegen di-
verse Restriktionen für eine Baulandwidmung mit zulässiger dauernder Wohnnutzung vor. Auf 
dem Gst. Nr. 1032/2 besteht bereits ein konsensgemäßes Hauptgebäude, welches eine be-
baute Fläche von rund 135 m² aufweist und talseitig zweigeschossig in Erscheinung tritt. Die 
restlichen Wochenendhäuser der Planungsraumteilflächen d und w weisen lediglich eine Nutz-
fläche von unter 60 m² auf. Zudem ist die bestehende dauernde Wohnnutzung (Hauptwohn-
sitz) auf Gst. Nr. 1032/2 zu berücksichtigen.  

Gemäß dem Ergebnis der Interessenabwägung in der Gemeinde sowie unter Berücksichti-
gung des konsensgemäßen, großflächigen Gebäudebestandes und dem bestehenden Haupt-
wohnsitz wird für das Gst. Nr. 1032/2 die Errichtung von Bauwerken für den dauernden Wohn-
bedarf in der Widmung für zulässig erklärt und die Widmungskategorie folgendermaßen geän-
dert: 

WE1 Zweitwohnungsgebiete 
 Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4.  
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Zusätzlich wird für das Gst. Nr. 1032/2 aufgrund der Waldrandlage die rechtswirksame Schutz- 
oder Pufferzone im Bauland, angepasst an die Planzeichenverordnung für Flächenwidmungs-
pläne (LGBl. 26/2016), beibehalten: 

SP4 Schutz- oder Pufferzone im Bauland 
 Keine Erweiterung der bestehenden Gebäude 

Da das Gst. Nr. 1032/2 bereits mit einem großflächigen Hauptgebäude bebaut ist, wird für die 
Fläche die rechtswirksame Beschränkung "Keine Erweiterung des bestehenden Gebäudes" 
im Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles unverändert übernommen.  

Die südliche Teilfläche des Planungsteilraumes d ist von einem kleinflächigen Gebäudebe-
stand gekennzeichnet und wird daher für dieses Zweitwohnungsgebiet, aufgrund der vorlie-
genden Restriktionen, die Widmungskategorie WE2 beibehalten und keine Änderung im Zuge 
des Verfahrens durchgeführt.  

Die bestehende Widmung einer Punktmäßigen Darstellung für Fußwege im zentralen Bereich 
des Planungsteilraumes wird weiterhin unverändert gemäß rechtswirksamem Flächenwid-
mungsteil Nr. 4 übernommen. 

Entsprechend dem Ergebnis der Interessenabwägung in der Gemeinde wird die im Zuge des 
Verfahrens angeregte Umwidmung der östlichen Teilfläche des Gst. Nr. 1032/2, KG Ternberg, 
in Bauland nicht umgesetzt. 

Zusammenfassend wird insbesondere im Hinblick auf die forstfachliche Stellungnahme fest-
gehalten, dass die nun geplante Widmungsausweisung den rechtswirksamen Festlegungen 
des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 sowie dem konsensgemäßen Gebäudebestand entspricht. 
Durch die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung erfolgt somit für die Planungsraum-
teilfläche d im Vergleich zum Rechtsstand keine Erweiterung der zulässigen Nut-
zungsoptionen in der Widmungskategorie. 

 

1.5 | Planungsraumteilfläche e – Gst. Nr. 120/4, 133/8 und 133/9, KG Ternberg 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

 

1.6 | Planungsraumteilfläche f – Gst. Nr. 457/1, 457/2, 460/2, 463/2, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langten Stellungnahmen von den Eigentümern der beiden 
Bauplätze im Planungsraum ein, welche insbesondere Einwendungen gegen den Ausschluss 
der Errichtung von Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungskategorie be-
inhalten. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53, Ternberg", TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Der gegenständliche Planungsraumteilbereich ist von verhältnismäßig wenigen Ausschluss-
kriterien und Restriktionen für eine dauernde Wohnnutzung gekennzeichnet. Im Bereich der 
bestehenden Gebäude liegen lediglich raumstrukturelle Restriktionen vor, wie Einzellage und 
hohe Entfernung zum nächstgelegenen Siedlungsbereich, sowie die naturräumliche Restrik-
tion der erhöhten Hangneigung. Die Planungsraumteilfläche ist im Vergleich zu anderen Zweit-
wohnungsgebieten von einer geringen Entfernung zum Ortszentrum gekennzeichnet. Zudem 
ist die bestehende dauernde Wohnnutzung (Hauptwohnsitz) mit Baukonsens auf 
Gst. Nr. 457/2 zu berücksichtigen.  
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In Übereinstimmung mit dieser raumordnungsfachlichen Beurteilung und dem Ergebnis der 
Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die gesamte Planungsraumteilfläche die Wid-
mungskategorie folgendermaßen geändert: 

WE1 Zweitwohnungsgebiete 
 Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4.  

Zusätzlich werden die Beschränkungen der Bebauungsoptionen im Anhang 2 des Flächen-
widmungsteiles an die Zulässigkeit einer dauernden Wohnnutzung in der Widmungskategorie 
angepasst: 

Geschossanzahl und Gebäudehöhe beibehalten, max. 120 m² Wohnnutzfläche je Bauplatz 

Zusätzlich wird für das Gst. Nr. 457/2 aufgrund der bestehenden Waldrandlage die rechtswirk-
same Schutz- oder Pufferzone im Bauland, angepasst an die Planzeichenverordnung für Flä-
chenwidmungspläne (LGBl. Nr. 26/2016), beibehalten: 

SP4 Schutz- oder Pufferzone im Bauland 

 Keine Erweiterung der bestehenden Gebäude 

Zusammenfassend wird festgehalten, dass die nun geplante Widmungsausweisung den 
rechtswirksamen Festlegungen des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 sowie den konsensgemä-
ßen Gebäudebeständen entspricht. Durch die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung 
erfolgt somit für die Planungsraumteilfläche f, abgesehen von der Modifikation der Beschrän-
kungen im Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles, im Vergleich zum Rechtsstand keine we-
sentliche Erweiterung der zulässigen Nutzungsoptionen in der Widmungskategorie. Ins-
besondere die hinsichtlich der Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild relevante Ge-
bäudehöhe und Geschossanzahl wird auf den Bestand beschränkt. Die Nutzfläche wird auf 
ein der Zulässigkeit einer dauerhaften Wohnnutzung entsprechendes Maß limitiert. 

1.7 | Planungsraumteilfläche g – Gst. Nr. 310/2, KG Bäckengraben 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

1.8 | Planungsraumteilfläche h – Gst. Nr. 1086/2, KG Bäckengraben 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

1.9 | Planungsraumteilfläche i – Gst. Nr. 1086/2, KG Bäckengraben 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

1.10 | Planungsraumteilfläche j – Gst. Nr. 1316/1 (Teilfl.), 1316/3, 1316/4, 1316/5, 1316/6, 
1316/7, 1316/8, 1322/1 (Teilfl.), KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme der Eigentümer des 
Gst. Nr. 1316/6, KG Bäckengraben, ein, welche insbesondere Einwendungen gegen den Aus-
schluss der Errichtung von Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungskate-
gorie beinhaltet. 
Für die restlichen Teilbereiche der Planungsraumteilfläche j liegen keine Stellungnahmen, An-
regungen und Einwendungen vor. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53, Ternberg", TOPOS III, vom 30.05.2018. 
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In Übereinstimmung mit dieser raumordnungsfachlichen Beurteilung und dem Ergebnis der 
Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die gesamte Planungsraumteilfläche die ge-
plante Widmungskategorie unverändert beibehalten. Es erfolgen keine Widmungsänderungen 
im Zuge des Verfahrens.  

1.11 | Planungsraumteilfläche k – Gst. Nr. 1818/1, .248, KG Bäckengraben 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt. 

1.12 | Planungsraumteilfläche l – Gst. Nr. 2041/2, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Gemäß Auskunft der Aufgabengruppe "Forst" der Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land han-
delt es sich bei nördlichen und westlichen Teilflächen des Gst. Nr. 2041/2 um Wald entspre-
chend der forstrechtlichen Planung und sind diese im Flächenwidmungsteil entsprechend er-
sichtlich zu machen sind.  
 
Weiters sind im Zuge des Verfahrens Stellungnahmen der Franz Josef Hartlauer Privatstiftung 
eingelangt, welche insbesondere Einwendungen gegen den Ausschluss der Errichtung von 
Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungskategorie sowie Einwendungen 
gegen die Ersichtlichmachung von Wald entsprechend der forstrechtlichen Planung beinhal-
ten.   

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen erfolgte bereits in der "Behand-
lung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil Nr. 4 Ände-
rung Nr. 53, Ternberg", TOPOS III, vom 30.05.2018. 

In Übereinstimmung mit dieser raumordnungsfachlichen Beurteilung und dem Ergebnis der 
Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die Planungsraumteilfläche die geplante Wid-
mungskategorie unverändert beibehalten und erfolgen keine Widmungsänderungen im Zuge 
des Verfahrens.  

Entsprechend der Beurteilung der Aufgabengruppe "Forst" der Bezirkshauptmannschaft 
Steyr-Land wird auf Teilflächen des Gst. Nr. 2041/2 die Ersichtlichmachung Wald entspre-
chend forstrechtlicher Planung dargestellt. 

1.13 | Planungsraumteilfläche m – Gst. Nr. 2037/3, 2039/2, KG Bäckengraben 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

1.14 | Planungsraumteilfläche n 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahmen des Eigentümers des 
Gst. Nr. 2046/12, KG Bäckengraben, ein, welche insbesondere Einwendungen gegen den 
Ausschluss der Errichtung von Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungs-
kategorie beinhaltet. 

Für die restlichen Teilbereiche der Planungsraumteilfläche n liegen keine Stellungnahmen, 
Anregungen und Einwendungen vor. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen des Eigentümers erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53", Ternberg, TOPOS III, vom 30.05.2018. 
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In Übereinstimmung mit dieser raumordnungsfachlichen Beurteilung und dem Ergebnis der 
Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die gesamte Planungsraumteilfläche die ge-
plante Widmungskategorie unverändert beibehalten. Es erfolgen keine Widmungsänderungen 
im Zuge des Verfahrens.  

1.15 | Planungsraumteilfläche o – Gst. Nr. 1806/1 (Teilfl.), 1806/2, 1806/3, 1806/4 und 
1806/5, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme des Eigentümers des 
Gst. Nr. 1806/5 ein. Darin wird angeregt, für die geplante Dacherneuerung eine maximal zu-
lässige Dachneigung von 45° zu ermöglichen.  

Für die restlichen Teilbereiche der Planungsraumteilfläche o liegen keine Stellungnahmen, 
Anregungen und Einwendungen vor. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen des Eigentümers erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53", Ternberg, TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Der Gebäudebestand auf Gst. Nr. 1806/5 nimmt eine etwas abgesetzte und isolierte Lage zu 
den restlichen Wochenendhäusern des Planungsteilraumes o ein. Während das eingeschos-
sige Gebäude des Gst. Nr. 1806/5 durch eine geringe bebaute Fläche von rund 40 m² und ein 
flach geneigtes Dach gekennzeichnet ist, weisen die benachbarten Gebäude zum Teil neben 
dem Erdgeschoss auch ein Kellergeschoss und Satteldach mit höherer Dachneigung auf. 

Unter Berücksichtigung der geringen bebauten Fläche, deren Erweiterung zu vermeiden ist, 
und der niedrigen Gebäudehöhe des Wochenendhauses auf Gst. Nr. 1806/5 sowie der beste-
henden höheren Dachneigungen und Gebäudehöhen der benachbarten Gebäude, wird für 
das Gst. Nr. 1806/5 folgende Änderung der Beschränkungen im Anhang 2 des Flächenwid-
mungsteiles durchgeführt: 

Geschossanzahl beibehalten, Dachneigung max. 45°, max. 60 m² Nutzfläche 

Die Beschränkung der maximalen Geschossanzahl und der maximalen Nutzfläche von 60 m² 
werden gemäß Rechtsstand beibehalten.  

Zusammenfassend wird festgehalten, dass für die Planungsraumteilfläche o, abgesehen von 
der Erhöhung der zulässigen Dachneigung, im Wesentlichen eine Einschränkung der zuläs-
sigen Nutzungsoptionen in der Widmungskategorie im Vergleich zum Rechtsstand erfolgt. 

1.16 | Planungsraumteilfläche p – Gst. Nr. 804/5, KG Trattenbach 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

 
1.17 | Planungsraumteilfläche q – Gst. Nr. 826/2, KG Trattenbach 

Für die Planungsraumteilfläche liegen keine Stellungnahmen, Anregungen und Einwendungen 
vor und wurden keine Änderungen im Zuge des Verfahrens durchgeführt.  

1.18 | Planungsraumteilfläche r – Gst. Nr. 590/9, KG Trattenbach 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme des Eigentümers des Gst. 
Nr. 590/9 ein, welche grundsätzlich Einwendungen gegen den Ausschluss der Errichtung von 
Bauwerken für den dauernden Wohnbedarf in der Widmungskategorie sowie eine Anregung 
auf Umwidmung in Bauland / Wohngebiet beinhaltet. 
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Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53", Ternberg, TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Die gegenständliche Änderungsfläche ist von verhältnismäßig wenigen Ausschlusskriterien 
und gravierenden Restriktionen für eine dauernde Wohnnutzung gekennzeichnet. Es liegen 
lediglich raumstrukturelle Einschränkungen vor, wie Einzellage und Entfernung zu Siedlungs-
bereichen und sozialer Infrastruktur. In einer Entfernung von rund 100 m befindet sich eine 
Ansammlung von bestehenden Wohngebäuden im Grünland. Zusätzlich ist zu berücksichti-
gen, dass die gegenständliche Fläche im Vergleich zur nahe gelegenen, noch unbebauten 
Zweitwohnungsgebietsfläche des Planungsteilraumes u bereits einen Gebäudebestand für 
zeitweilige Wohnnutzung aufweist. 

In Übereinstimmung mit dem Ergebnis der Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die 
Planungsraumteilfläche r die Widmungskategorie folgendermaßen geändert: 

WE1 Zweitwohnungsgebiete 
 Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4.  

Zusätzlich wird die Beschränkungen der Wohnnutzfläche im Anhang 2 des Flächenwidmungs-
teiles an die Zulässigkeit einer dauernden Wohnnutzung in der Widmungskategorie angepasst 
und erfolgt folgende Änderung: 

Geschossanzahl und Gebäudehöhe beibehalten, max. 120 m² Wohnnutzfläche je Bauplatz 

Der im Zuge des Verfahrens angeregten Umwidmung auf Bauland / Wohngebiet kann auf-
grund der vorliegenden raumstrukturellen Restriktionen aus raumordnungsfachlicher Sicht 
nicht zugestimmt werden. 

Zusammenfassend wird festgehalten, dass die nun geplante Widmungsausweisung den 
rechtswirksamen Festlegungen des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 entspricht. Durch die gegen-
ständliche Flächenwidmungsteiländerung erfolgt somit für die Planungsraumteilfläche r, abge-
sehen von der Modifikation der Beschränkungen im Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles, im 
Vergleich zum Rechtsstand keine wesentliche Erweiterung der zulässigen Nutzungsop-
tionen in der Widmungskategorie. Insbesondere die hinsichtlich der Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild relevante Einschränkung der Gebäudehöhe bleibt unverändert. Die 
Nutzfläche wird auf ein der Zulässigkeit einer dauernden Wohnnutzung in der Widmungskate-
gorie entsprechendes Maß limitiert.  

1.19 | Planungsraumteilfläche s – Gst. Nr. 1048/9, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Gemäß naturschutzfachlicher Stellungnahme widerspricht die geplante Neuwidmung des 
Gst. Nr. 1048/9, KG Bäckengraben, als Bauland / Zweitwohnungsgebiet WE2 den Zielsetzun-
gen des Natur- und Landschaftsschutzgesetzes 2001 und wird abgelehnt. In der Stellung-
nahme der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft kann dem Umwidmungsvorhaben aus 
fachlicher Sicht aufgrund des fehlenden öffentlichen Kanals nicht zugestimmt werden. 

Aus Sicht der Örtlichen Raumordnung muss die gegenständliche Baulandneuwidmung insbe-
sondere aufgrund der fehlenden öffentlichen Kanalisation sowie der isolierten und exponierten 
Lage abgelehnt werden.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

In Reaktion auf die oben angeführten negativen Stellungnahmen der Fachabteilungen des 
Amtes der Oö. Landesregierung entfällt die Planungsraumteilfläche s im Zuge des Verfahrens 
und wird für das gegenständliche Gst. Nr. 1048/9, KG Bäckengraben, die rechtswirksame Wid-
mung Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland beibehalten.  
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1.20 | Planungsraumteilfläche t – Gst. Nr. 2046/14 und 2046/2, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme der Eigentümer des Gst. 
Nr. 2046/14 ein, welche Einwendungen gegen die Rückwidmung der Planungsraumteilfläche 
in Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland beinhaltet.  
Zur im Stellungnahmeverfahren vorgesehenen Rückwidmung der gegenständlichen Pla-
nungsraumteilfläche im Grünland hat die Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft in ihrer 
Stellungnahme angemerkt, dass der Rückwidmung aus fachlicher Sicht zugestimmt werden 
kann, da aufgrund der angestrebten Widmungskategorie mit keinem Abwasseranfall zu rech-
nen ist. 
Zusätzlich wurde für das gegenständliche Gst. Nr. 2046/14 im Zuge des Verfahrens eine Ro-
dungsbewilligung erwirkt (Aufgabengruppe "Forst", Bezirkshauptmannschaft Steyr-Land, 
GZ: BHSEForst-2019-73704/2-BLA, vom 28.03.2019). 

 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53", Ternberg, TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Die Planungsraumfläche ist Teil des großflächigen Zweitwohnungsgebietes Herndleck. So-
wohl die gegenständliche Fläche als auch das umgebende Bauland sind von gravierenden 
Restriktionen für eine dauernde Wohnnutzung gekennzeichnet. Zusätzlich lag für das Grund-
stück Nr. 2046/14 bei Verfahrenseinleitung aufgrund des Waldbestandes ein wesentliches 
Ausschlusskriterium für eine Baulandwidmung vor. Zwischenzeitlich wurde für die Planungs-
raumteilfläche eine Rodungsbewilligung erwirkt und weist nun die gegenständliche Fläche in 
etwa die gleichen Restriktionen wie der angrenzende Bereich des Zweitwohnungsgebietes 
Herndleck auf. Zusätzlich ist jedoch zu berücksichtigen, dass die gegenständliche Fläche der-
zeit noch unbebaut ist. 

In Übereinstimmung mit dem Ergebnis der Interessenabwägung in der Gemeinde und reagie-
rend auf die Rodungsbewilligung werden für die Planungsraumteilfläche die Festlegungen des 
angrenzenden Zweitwohnungsgebietes Herndleck übernommen. Dementsprechend wird ei-
nerseits die Widmungskategorie folgendermaßen geändert: 

WE2 Zweitwohnungsgebiete 
Errichtung von Bauwerken für dauernden Wohnbedarf unzulässig. 
Sonstige Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4. 

Andererseits wird die Fläche mit folgender Beschränkung in den Anhang 2 des Flächenwid-
mungsteiles mit aufgenommen: 

Beschränkungen in Form eines Bebauungsplanes 

Zusätzlich wird die Planungsraumteilfläche in den zeitgleich zur gegenständlichen Flächen-
widmungsteiländerung im Verfahren befindlichen Bebauungsplan Nr. 60 "Herndleck" aufge-
nommen. 

Zusammenfassend wird insbesondere auch im Hinblick auf die Stellungnahme der Abteilung 
Grund- und Trinkwasser festgehalten dass die Planungsraumteilfläche t bereits rechtswirksam 
als Bauland gewidmet ist und durch die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung im 
Vergleich zum Rechtsstand eine Einschränkung der zulässigen Nutzungsoptionen in 
der Widmungskategorie erfolgt. 

1.21 | Planungsraumteilfläche u – Gst. Nr. 590/11, KG Trattenbach 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage langte eine Stellungnahme des Eigentümers des Gst. 
Nr. 590/11 ein, welche Einwendungen gegen die Rückwidmung der Planungsraumteilfläche in 
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Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland beinhaltet. 
Zur im Stellungnahmeverfahren vorgesehenen Rückwidmung der gegenständlichen Pla-
nungsraumteilfläche im Grünland hat die Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft in ihrer 
Stellungnahme angemerkt, dass der Rückwidmung aus fachlicher Sicht zugestimmt werden 
kann, da aufgrund der angestrebten Widmungskategorie mit keinem Abwasseranfall zu rech-
nen ist.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens 

Eine raumordnungsfachliche Beurteilung der Einwendungen der Eigentümer erfolgte bereits 
in der "Behandlung der Einwendungen im Zuge der öffentlichen Auflage, Flächenwidmungsteil 
Nr. 4 Änderung Nr. 53", Ternberg, TOPOS III, vom 30.05.2018. 

Die gegenständliche Änderungsfläche ist von verhältnismäßig wenigen Restriktionen für eine 
Baulandwidmung gekennzeichnet und liegen lediglich raumstrukturelle Einschränkungen vor, 
wie Entfernung zu Siedlungsbereichen, sozialer Infrastruktur etc. Die Änderungsfläche befin-
det sich im unmittelbaren Nahbereich zu zwei Wohngebäuden, welche als "Bestehende Wohn-
gebäude im Grünland" gewidmet sind und somit die Bebauungsoptionen einer Dorfgebiets-
widmung aufweisen. Bei der Widmungsfestlegung ist jedoch zu berücksichtigen, dass die ge-
genständliche Fläche, im Vergleich zur nahe gelegenen Planungsraumteilfläche r, noch unbe-
baut ist. 

In Übereinstimmung mit dem Ergebnis der Interessenabwägung in der Gemeinde wird für die 
gesamte Planungsraumteilfläche die Widmungskategorie folgendermaßen geändert: 

WE2 Zweitwohnungsgebiete 
Errichtung von Bauwerken für dauernden Wohnbedarf unzulässig. 
Sonstige Beschränkungen gemäß Anhang 2 des FWP Nr. 4. 

Zusätzlich wird die Fläche mit folgender Beschränkung in den Anhang 2 des Flächenwid-
mungsteiles mit aufgenommen: 

Max. 1 Geschoss über dem Erdboden, max. 60 m² Nutzfläche 
Zusammenfassend wird insbesondere auch im Hinblick auf die Stellungnahme der Abteilung 
Grund- und Trinkwasser festgehalten, dass die Planungsraumteilfläche u bereits rechtswirk-
sam als Bauland gewidmet ist und durch die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung 
im Vergleich zum Rechtsstand eine Einschränkung der zulässigen Nutzungsoptionen 
in der Widmungskategorie erfolgt. 

1.22 | Planungsraumteilfläche v – 282/3, KG Bäckengraben 

Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Aus Sicht der Örtlichen Raumordnung kann der geringfügigen Anpassung der Baulandwid-
mung an die Grundstücksgrenzen zugestimmt werden. Es wird jedoch angemerkt, dass die 
Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes zu ergänzen ist.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Im Zuge des Verfahrens erfolgte eine DKM-Berichtigung für den Bereich der Planungsraum-
teilfläche und wurde die Baulandwidmung geringfügig an die Grundstücksgrenzen gemäß Na-
turaufnahme, BEV, GZ: 274/2017/49 angepasst. 

Im Genehmigungsverfahren wird die Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes er-
gänzt.  

1.23 | Planungsraumteilfläche w – Gst. Nr. 791/3 und 800, KG Ternberg 

Eingelangte Stellungnahmen 

Gemäß forstfachlicher Stellungnahme soll die südöstliche Teilfläche des Gst. Nr. 800 weiter-
hin als Wald entsprechend der forstrechtlichen Planung ersichtlich gemacht werden. 
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Aus Sicht der Örtlichen Raumordnung kann der geringfügigen Baulandergänzung bei Einhal-
tung der forstfachlichen Forderungen zugestimmt werden. Zusätzlich wird angemerkt, dass die 
Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes zu ergänzen ist.  

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Hinsichtlich der forstfachlichen Forderung wird angemerkt, dass die Ersichtlichmachung von 
Wald entsprechend der forstrechtlichen Planung im direkten Anschluss bzw. zum Teil über 
dem Gebäudebestand eines zum Großteil rechtswirksam als Zweitwohnungsgebiet gewidme-
ten Gebäudes raumordnungsfachlich nicht nachvollzogen werden kann. Aufgrund der beste-
henden Nutzungen sowie des äußerst geringen Flächenausmaßes von 132 m² wird die Aus-
weisung der Ersichtlichmachung über dem Bauland als nicht zweckmäßig erachtet.  

Für die gegenständliche Planungsraumteilfläche w werden somit keine Änderungen im Zuge 
des Verfahrens durchgeführt.  

Im Genehmigungsverfahren wird die Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes er-
gänzt.  

1.24 | Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles Nr. 4  

Eingelangte Stellungnahmen 

Gemäß Stellungnahme der Örtlichen Raumordnung werden zu den Änderungen des Anhan-
ges 2 des Flächenwidmungsteiles keine Einwände erhoben. Inwieweit eine Regelung der ma-
ximalen Geschossanzahl in einem ergänzenden Anhang zum Flächenwidmungsteil raumord-
nungsrechtlich zulässig ist, wird im Genehmigungsverfahren von Seiten des Raumordnungs-
rechtes zu prüfen ein. 

Stellungnahme und Änderungen im Zuge des Verfahrens durch den Ortsplaner 

Hinsichtlich der oben angeführten Anmerkung zur Überprüfung der Zulässigkeit der Regelung 
einer maximalen Geschossanzahl in einem ergänzenden Anhang zum Flächenwidmungsteil 
ist festzuhalten, dass am 02.05.2017 ein Abstimmungsgespräch mit Herrn Mag. Stöttinger / 
Abteilung Raumordnung, Amt der Oö. Landesregierung durchgeführt wurde. Dieses Abstim-
mungsgespräch kam zu dem Ergebnis, dass die Festlegungen des Anhanges 2 des Flächen-
widmungsteiles, inklusive der Festlegungen zur maximalen Geschossanzahl, in der rechts-
wirksamen Form übernommen werden können.  

Im Zuge des Verfahrens wurden folgende Änderungen an den allgemeinen Festlegungen des 
Anhanges 2 des Flächenwidmungsteiles, zum Teil in Reaktion auf die oben beschriebenen 
Änderungen der Beschränkungen für einzelne Planungsraumteilflächen, durchgeführt (Ände-
rungen fett markiert): 

Die im Flächenwidmungsteil ausgewiesenen Widmungen Bauland / Zweitwohnungsgebiet 
werden in folgendem Anhang in ihrer Bebaubarkeit beschränkt. Diese Beschränkung erfolgt in 
Form einer schriftlichen Ergänzung im vorliegenden Anhang 2. 

Eine zusätzliche Teilung der Bauplätze ist unzulässig. 

Sofern in Bebauungsplänen nicht davon abweichende Festlegungen getroffen werden, 
muss bei Gebäuden im Waldnahbereich ein Abstand von mindestens 15 m zum Waldrand 
eingehalten werden. Falls dieser Abstand durch bestehende Gebäude bereits unterschritten 
wurde, darf durch An-, Zu- oder Neubauten dieser Abstand nicht weiter verringert werden. 

Bestehende WE-Häuser mit einer Nutzfläche von weniger als 60 m² dürfen diese auf bis zu 
60 m² erweitern. Gebäude, die diese Nutzfläche bereits erreicht bzw. überschritten haben oder 
deren Erweiterung laut den unten genannten Beschränkungen ausgeschlossen ist, dürfen 
nicht mehr erweitert werden. Ausgenommen von dieser Festlegung sind die Gebäude mit 
den Adressen Kienbergstraße 40, Steinbacher Straße 22, Steinbacher Straße 23 und 
Schrofstraße 2. Für diese gelten die Beschränkungen gemäß nachfolgender Tabelle. 
Die Wiedererrichtung der bestehenden Gebäude ist nach Abbruch, Naturkatastrophen oder 
Feuer jedenfalls im Ausmaß des konsensgemäßen Bestandes zulässig. 
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Weiters erfolgten für einzelne Planungsraumteilflächen die in den vorangegangenen Kapiteln 
angeführten Änderungen der spezifischen Beschränkungen im Anhang 2 des Flächenwid-
mungsteiles. Im Zuge des Verfahrens wurde der Anhang 2 des Flächenwidmungsteiles Nr. 4 
um derzeit fehlende Planbeilagen für die Flächen Herndleckstraße 57 und Kienbergstraße 38 
ergänzt. Zusätzlich wurden die Einzelflächen Schrofstraße 2, Wurmbach 29 und Trauner-
weg 3 im Vergleich zum Stellungnahmeverfahren wieder in den Anhang aufgenommen. Zu-
gleich erfolgt die Entfernung der nicht mehr benötigten Planbeilage für die im Zuge der gegen-
ständlichen Flächenwidmungsteiländerung entfallenen Planungsraumteilfläche s (Gst. 
Nr. 1048/9, KG Bäckengraben, Steinbacher Straße). In Übereinstimmung mit den oben ange-
führten Änderungen wurden die Festlegungen für die Einzelflächen Herndleckstraße 70, Stein-
bacherstraße 22 und 23 sowie Kienbergstraße 40 modifiziert. Ohne inhaltliche Änderung der 
Beschränkungen des Anhanges wurde zudem die Planbeilage für die Fläche Bergstraße 17 
aufgrund der zwischenzeitlich durchgeführten DKM-Berichtigung aktualisiert. 

 
Änderungen im Zuge des Verfahrens: 
Auf Grund der oben angeführten Änderungen nach der öffentlichen Auflage, wurden die fol-
gende Personen daher nochmals nachweislich gem. § 33 Abs. 4 Oö. ROG 1994 verständigt 
und die Gelegenheit gegeben eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Wartecker Ralf – Planungsraumteilfläche d; Gst. Nr. 1032/2, KG. Ternberg 
Kastner Franz und Brigitte – Planungsraumteilfläche f; Gst. Nr. 457/1, 457/2, 463/2, KG. Bä-
ckengraben 
Pötzelberger Harald – Planungsraumteilfläche f; Gst. Nr. 460/2, KG. Bäckengraben 
Rep. Österr./ öffentl. Wassergut – Planungsraumteilfläche f; Gst. Nr. 2145, KG. Bäckengraben 
Eckert Herbert – Planungsraumteilfläche o; Gst. Nr. 1806/5, KG. Bäckengraben 
Leitgeb Siegfried – Planungsraumteilfläche r; Gst. Nr. 590/9, KG. Trattenbach 
Liedlbauer Karl und Anna – Planungsraumteilfläche t; Gst. Nr. 2046/14, KG. Bäckengraben 
Mayr Gerald – Planungsraumteilfläche t; Gst. Nr. 2046/2, KG. Bäckengraben 
Mayr Ernst und Andrea – Planungsraumteilfläche u; Gst. Nr. 590/11, KG. Trattenbach 
 
Stellungnahme Rep. Österr./ öffentl. Wassergut – Planungsraumteilfläche f; Gst. Nr. 2145, KG. 
Bäckengraben: 
Das Amt der Oö. Landesregierung, Dir. Umwelt und Wasserwirtschaft, Stellungnahme vom 
06.06.2019, erhebt gegen die oben angeführten Änderungen keinen Einwand, wenn die 
Grundstücke des öffentlichen Wassergutes keine Änderungen der Widmung erfahren und die 
im Sinne des § 4 Abs. 2 WRG 1959 normierte Zweckwidmung erhalten bleibt. Seitens der WLV 
wird aus fachlicher Sicht gegen die geplante Umwidmung kein Einwand erhoben. 
 
Stellungnahme Wartecker Ralf – Planungsraumteilfläche d; Gst. Nr. 1032/2, KG. Ternberg: 
Hr. Wartecker Ralf nimmt die Entscheidung zur Kenntnis (Mail vom 03.06.2019) 
 
Sonstige Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Vom Gemeinderat sind die Umwidmungen zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderungen des Flä-
chenwidmungsplanes entsprechend dem Änderungsplan Nr. 4.53 der Topos III Stadt- & 
Raumplanung beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird 23 JA-Stimmen, 1 Gegenstimme (GR Großalber - ÖVP) und 1 Enthal-
tung (EGR Sergl - SPÖ) durch Handerheben angenommen. 
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16.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.59 "Sparr" - Information, Ein-
stellung des Genehmigungsverfahrens 

 
Sachverhalt: 
 
Im Gemeinderat wurde die gegenständliche Flächenwidmungsplanänderung beschlossen. 
Fr. Sparr ist an der Umwidmung nicht mehr interessiert, dies wurde per Email bekannt 
gegeben. 
Dieser Punkt dient daher zur Information: mit Schreiben vom 22.01.2019, Amt der Oö. 
Landesregierung, Abteilung Raumordnung, wurde das Genehmigungsverfahren 
Flächenwidmungsplan Nr. 4 Änderung Nr. 59, eingestellt. 
 

 
 
 
 

17.Gemeindestraße Bahnhofweg - Katasterschlussvermessung gem. §§ 
15 Lieg TG 

 
Sachverhalt: 
 
Auf Grund von Überprüfungen, Instandsetzungsarbeiten und Neuvermessungen des Wegeer-
haltungsverbandes Eisenwurden bezüglich der bestehenden Güterwege im Gemeindegebiet 
Ternberg, musste festgestellt werden, dass im Bereich der Gemeindestraße „Bahnhofweg“, 
ebenfalls eine Korrektur bzw. Neuvermessung der Gemeindestraße erforderlich ist. 
 
Im Zuge der Neuvermessung war es erforderlich, das Fr. Pfahnl Eva, wohnhaft in Halmen-
berg 13, 4230 Pregarten (als Vertreterin des Eigentümers Hr. Wallern Heinrich) das Grund-
stück Nr. 1/9, EZ 227, 49237 Trattenbach veräußert und die Marktgemeinde Ternberg das 
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Grundstück übernimmt. Als Kaufpreis wurden € 300,-- vereinbart, dies wurde mit der Verein-
barung zwischen der Marktgemeinde Ternberg und Fr. Pfahnl vom 04.03.2019 schriftlich ge-
regelt. 
 
Die erforderliche Vermessung der Gemeindestraße wurde im Beisein der angrenzenden 
Grundeigentümer vor Ort durchgeführt. 
Es wurde die Teilvermessung des Güterweges in Auftrag gegeben, der Vermessungsplan vom 
Amt der Oö. Landesregierung, Abteilung GeoL, GZ: CP-183/17, liegt nun vor. 
 
Zur grundbücherlichen Durchführung des oben genannten Teilungsplanes muss ein Gemein-
deratsbeschluss für die Ab- und Zuschreibung vom bzw. zum öffentlichen Gut vorliegen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Vermessung der Gemein-
destraße „Bahnhofweg“, gem. dem Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregie-
rung, Abt. GeoL, GZ: CP-183/17 vom 05.12.2018, beschließen. 
 
Beratung: 
GV Großwindhager erkundigt sich in diesem Zusammenhang wie es mit dem durch die Bahn-
hofsbaustelle beschädigten Vorplatz weitergehe. AL Hochmuth erklärt dazu, dass es eine Zu-
sage der ÖBB gäbe, diese Schäden im Zuge der Umsetzung der Park+Ride Maßnahmen zu 
beheben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

18.Güterweg Bäckengraben "Laimer" - Katasterschlussvermessung gem. 
§§ 15 Lieg. TG 

Sachverhalt: 
 
Auf Grund von Überprüfungen, Instandsetzungsarbeiten und Neuvermessungen des Wegeer-
haltungsverbandes Eisenwurden bezüglich der bestehenden Güterwege im Gemeindegebiet 
Ternberg, musste festgestellt werden, dass im Bereich des Güterweges Bäckengraben „Lai-
mer“, ebenfalls eine Korrektur bzw. Neuvermessung des Güterweges erforderlich ist. 
 
Die erforderliche Vermessung des Teilstückes wurde im Beisein der angrenzenden Grundei-
gentümer vor Ort durchgeführt. 
 
Es wurde die Teilvermessung des Güterweges in Auftrag gegeben, der Vermessungsplan vom 
Amt der Oö. Landesregierung, Abteilung GeoL, GZ: 7232-4/18, liegt nun vor. 
 
Zur grundbücherlichen Durchführung des oben genannten Teilungsplanes muss ein Gemein-
deratsbeschluss für die Ab- und Zuschreibung vom bzw. zum öffentlichen Gut vorliegen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Teilvermessung des Güter-
weges „Bäckengraben Laimer“, gem. dem Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landes-
regierung, Abt. GeoL, GZ: 7232-4/18, vom 10.12.2018 beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen  
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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19.1.Querungshilfe B 115 Ternberg Süd - Ermächtigung des Bürgermeis-
ters zur Vornahme der Grundeinlösen 

 
Sachverhalt: 
 
Gemeinsam mit der OÖ Landesstraßenverwaltung soll im Bereich der Pfarrbaracke eine Que-
rungshilfe der B 115 errichtet werden.  
 
Für die Realisierung des Projektes sind einerseits private Grundflächen nötig, andererseits 
ergeben sich im Bereich der Zufahrt Pfarrhofsiedlung bzw. Kreuzung Hauptstraße auch Grund-
verschiebungen zwischen der Gemeinde und dem Land OÖ. 
 
Am 11. Juni 2019 fand eine Grundeinlöseverhandlung vor Ort statt, in der die voraussichtlich 
benötigten Flächen mit den betroffenen Grundeigentümern grundsätzlich besprochen wurden. 
 
Für die Zu- und Abschreibungen der Gemeindeflächen sind jeweils Gemeinderatsbeschlüsse 
nötig. Da sich hier im Zuge der endgültigen Projektserstellung noch Änderungen ergeben kön-
nen, soll der Bürgermeister für dieses Projekt vom Gemeinderat ermächtigt werden, die not-
wendigen Grundstückszu- und –abschreibungen durchzuführen, um das Projekt nicht weiter 
aufzuhalten. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Bürgermeister ermächti-
gen, für sämtliche Grundstücksankäufe bzw. Verkäufe bzw. Überträge aus dem öffent-
lichen Gut der Gemeinde an das Land Oberösterreich, Landesstraßenverwaltung bzw. 
zum öffentlichen Gut der Gemeinde Ternberg im Zusammenhang mit dem Projekt Que-
rungshilfe Ternberg Kaufvereinbarungen zu den vom Sachverständigen des Landes 
Oberösterreich eruierten Grundstückspreisen abzuschließen. 
 
Beratung: 
GR Wasserbauer möchte wissen, zu welchen Grundpreisen die Grundablösen erfolgen. Bgm 
Steindler erklärt dazu, dass die Grundpreise vom Sachverständigen des Landes festgelegt 
werden – der Preis hänge letztlich von der Widmung ab und bewege sich zwischen ca. € 20 
bis € 40. 
 
Vbgm Felberbauer erkundigt sich, ob es einen neuen Stand zu den Kosten gäbe. Bgm Steind-
ler informiert, dass der beschlossene Kostenrahmen von € 100.000 eingehalten werden 
könne, da es seitens des Büros LR Steinkellner die Zusage einer Förderung aus Verkehrssi-
cherheitsmitteln in Höhe von 45.000 gäbe. 
 
GV Großwindhager erkundigt ob die notwendigen Grundabtretungen mit der Familie Aschauer 
schon erledigt seien. Dies wurde im Rahmen der Verhandlung am 11. Juni erledigt und unter-
schrieben. 
 
GR Hollnbuchner erklärt, dass er den Plan der Unterführung gerne sehen würde. Außerdem 
interessiert ihn der zeitliche Ablauf des Projektes. 
Bgm Steindler erklärt dazu, dass laut Auskunft des Straßenmeisters die Baustelle Ende August 
beginnen soll und ca. 6 Wochen dauern werde. Der Plan ist für die Gemeinderäte im Session-
Net abrufbar. 
GR Hollnbuchner würde sich hier schon einen genaueren Terminplan erwarten. Das Land hat 
für ein solches Projekt sicher einen Terminplan, der solle auch der Gemeinde zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
GR Altrichter stellt dazu fest, dass man an diesem Beispiel sehe, dass das Tool SessionNet 
noch nicht ganz optimal sei, da man immer wieder nachschauen müsse, ob neue Unterlagen 
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hinzugekommen seien. Es wäre wünschenswert, dass man entsprechende Benachrichtigun-
gen erhalte, sobald sich etwas ändere. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

19.Allfälliges 
 
 
Lehrling Nico Reindl 
 
GR Altrichter hinterfragt die Gründe für die Beendigung des Lehrverhältnisses mit Nico Reindl, 
da er den Eindruck habe, dass die Betreuung nicht im notwendigen Ausmaß funktioniert habe 
und daher die Lehre gescheitert sei. 
 
AL Hochmuth und Bgm Steindler widersprechen dem und erklären die näheren Hintergründe, 
warum es letztlich zur wohlgemerkt einvernehmlichen Lösung des Lehrverhältnisses gekom-
men ist. 
 
 
Kindergartensitzung 
 
GR Großalber berichtet, dass in der Kindergartensitzung von den Kindergärtnerinnen darauf 
hingewiesen wurde, dass es in der Früh häufig zu Problemen komme, weil Autos der Bewoh-
ner der Styria-Häuser den Parkplatz verstellen. GV Steindler erklärt, dass dies bereits am Tag 
nach der Sitzung von ihm an die Amtsleitung mit der Bitte um entsprechende Erledigung weiter 
geleitet wurde. Ebenso auch das ebenfalls angesprochene Thema Müll. 
 
 
Müllabfuhr 
 
GR Stögmüller erklärt, dass sich das neue Müllsystem für ihn so dargestellt habe, dass es ein 
Abholsystem für Tonnen und ein Bringsystem für Säcke gäbe. In der Praxis sei es aber so, 
dass Säcke zusätzlich zu den Tonnen gestellt werden könnten und damit auch abgeholt wür-
den. Seiner Meinung nach widerspreche dies an der ursprünglichen Zielsetzung. 
 
AL Hochmuth erläutert, dass es derzeit tatsächlich so gehandhabt werde, dass man in Aus-
nahmefällen zusätzlich rote Säcke kaufen könne, die dann gemeinsam mit der Tonne abgeholt 
werden.  
 
GR Stögmüller stellt fest, dass er das seinerzeit dann anders aufgefasst habe. Dieses Thema 
sollte man sich aber im Rahmen einer Evaluierung des Müllsystems nochmal anschauen. Bgm 
Steindler erklärt dazu, dass ohnehin geplant sei, im Herbst im Umweltausschuss die bisheri-
gen Erfahrungen mit der Müllumstellung nochmals genau anzuschauen. GV Kern ergänzt, 
dass im Rahmen der Gebührenfestlegung im Finanzausschuss sehr wohl davon gesprochen 
wurde, dass im Einzelfall Säcke zusätzlich zur Abholung bereit gestellt werden könnten. Der 
Müllabührer sei ja auch angehalten, der Gemeinde zu melden, falls jemand dauernd zusätzlich 
Säcke bereit stelle, da dieser dann eine größere Tonne nehmen müsse. Damit sei auch eine 
gewisse Kontrolle gewährleistet. Beim nächsten Nachkauf der roten Säcke solle aber auf eine 
bessere Qualität geachtet werden. GR Wasserbauer stellt in diesem Zusammenhang fest, 
dass nun bereits zwei Mal rote Säcke im Bereich der Zufahrt Rameis in die Wiese gelegt wur-
den – dem sollte allenfalls nachgegangen werden.  
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Nationalratswahl 
 
Vbgm Felberbauer stellt fest, dass man die geplante Sprengelzusammenlegung für die kom-
mende Nationalratswahl noch nicht durchführen werde. Er schlägt aber vor, bereits bei dieser 
Wahl die Software für die Wahlabwicklung zu verwenden. 
 
 
Sportplatz neu 
Vbgm Felberbauer berichtet, dass es nochmals einen Termin mit Herrn Großtener-Hain gege-
ben habe, um die Möglichkeiten der Verwertung des alten Sportplatzes abzuklären. Bgm 
Steindler ergänzt, dass aufgrund der Ergebnisse dieses Gespräches die mögliche Parzellie-
rung von Herrn Erich Frauenberger nochmals überarbeitet werde. Man habe jetzt eine Vari-
ante, die auch für Herrn Großteßner-Hain interessant wäre und werde diese weiter verfolgen. 
 
Zielankunft OÖ Radrundfahrt 
GR Wasserbauer lädt alle Gemeinderäte zur Zielankunft der OÖ Radrundfahrt am 16. Juni um 
ca. 14:30 Uhr am Ortsplatz ein. 
 
 
Ortsbildmesse 
Bgm Steindler berichtet, dass die Vorbereitungen für die Ortsbildmesse auf Hochtouren laufen 
und er ersucht alle Gemeinderäte, sich hier bestmöglich einzubringen und die Veranstaltungen 
zu unterstützen. 
 
 
Marktfest 
EGR Karger lädt alle Gemeinderäte zum kommenden Marktfest ein und berichtet über das 
wieder sehr vielfältige Rahmenprogramm. Erstmals wir die Bühne heuer beim Gemeindeamt 
situiert sein. 
Bgm Steindler dankt bei dieser Gelegenheit EGR Karger für seine Tätigkeit als Marktfestkoor-
dinator. 
 
 
70er Bürgermeister 
Bgm Steindler lädt alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte dazu ein, im Rahmen eines klei-
nen Umtrunks im Anschluss an die Gemeinderatssitzung seinen 70. Geburtstag mit ihm zu 
feiern.  
Vbgm Felberbauer bedankt sich im Namen aller Gemeinderätinnen und Gemeinderäte für die 
Einladung. 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte 
Sitzung vom  21. März 2019  wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:55 Uhr. 
 
 
 

 Bgm Leopold Steindler eh Norbert Hochmuth eh 

  (Vorsitzender)  (Schriftführer) 
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Eine Ausfertigung der nicht genehmigten Verhandlungsschrift wurde gem. § 54 (4) Oö. Ge-
meindeordnung am  03.07.2019  an die Fraktionsobleute zugestellt. 
 
 
 
 
 

 
Genehmigungsvermerk 

 
Es wird hiermit beurkundet, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 26.09.2019 keine Einwendungen erhoben wurden / Einwendungen erhoben wurden, de-
nen nicht Rechnung getragen wurde / Einwendungen erhoben wurden und die Verhandlungs-
schrift aufgrund des Beschlusses über diese Einwendungen entsprechend geändert wurde 
(siehe TOP). 
 
 
Ternberg, am 26.09.2019 

 Bgm Leopold Steindler eh 

  (Vorsitzender) 
 
 
 

 GR Franz Wasserbauer eh GV Günther Steindler eh 
  (ÖVP-Gemeinderatsmitglied)  (SPÖ-Gemeinderatsmitglied) 
 
 
 

 GV Edgar Blasl eh GR Johannes Altrichter eh 
  (FPÖ-Gemeinderatsmitglied)  (GRÜNE-Gemeinderatsmitglied) 
 
 

 
 


